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Auf die Straße gegen 
Rassismus und Faschismus! 





REMDENti .. 


Fotos: Demonstration gegen Rassismus am 8. November. 1.000 Menschen auf einer Demo im 15. und 16. Wiener Gemeindebezirk, am 2. 
November, rund 6.000 Menschen ziehen am 8. November durch die Wiener Innenstadt, ebenso wurde in mehreren Städten In der BRD 


anläßlich der Reichpogromnacht am 9. November gegen Rassismus demonstriert. Es sei zuwenig ; gegen den Wahlkampfrassismus zu 
protestieren, und dabei die tägliche rassistische Politik des Innenministeriums unerwähnt zu lassen, wurde von Kurdinnen auf der Schluß¬ 
kundgebung kritisiert. —Es wird kälter in Österreich: "...oder zur Verhinderung einer unzumutbaren Konzentrierung von Asylwerbern in 
Teilen- [des Bundesgebietes]" — aus dem neuen Asylgesetz, das am 5. November vom Ministetrat verabschiedet wurde. Mehr dazu und eine 
Einschätzung im nächsten Tb 
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Frauengefängnis Schwarzau 
inhaftierte Polin von sieben Beamtinnen 
körperlich schwer misshandelt 


(Arbeitskreis Schwarzau) 

Chronologie der Ereignisse 
Am 9.August 1991 (ca. 14 Uhr 45) soll 
bei Grazyna S. (derzeit eine Strafe von 5 
Jahren in der STVA Schwarzau “verbü¬ 
ßend”) im sog. Dienstzimmer (Aufenthalts¬ 
raum der Justizwache) eine Körpervisita¬ 
tion durchgeführt werden, da vermutet 
wird, daß sie Briefe einer anderen inhaftier¬ 
ten Frau bei sich trägt. Es sind fünf Justiz¬ 
wachebeamtinnen (JWB) anwesend. Gra¬ 
zyna S. weigert sich, die Briefe an die anwe¬ 
senden JWBs herauszugeben und erklärt, 
diese nur an den Anstaltsleiter bzw. seine 
Vertreterin auszuhändigen, da dies eine 
Privatsache sei. Daraufhin wurden als Ver¬ 
stärkung 2 männliche JWBs gerufen (die 
Namen aller an diesem Vorfall beteiligten 
JWBs sind bekannt), welche Grazyna S. an 
den Armen hielten, eine weibliche JWB riß 
an ihren Haaren. Grazyna S. versuchte sich 
zu wehren, in der Folge wurden ihre Jog¬ 
ginghose und Unterhose von einer weibli¬ 
chen JWB zerrissen, um an die Briefe zu 
gelangen (inzwischen war noch ein dritter 
männlicher JWB eingetroffen). Da sie nun 
die Briefe hatten, wollten sie Grazyna S. in 
die “Korrektion” (Totalisolation) schlep¬ 


pen. Grazyna S. lief vom Dienstzimmer auf 
den Gang, wo ihr alle JWBs folgten und auf 
sie einschlugen. Zum Schluß lag Grazyna S. 
am Boden, eine weibliche JWB hielt sie an 
den Haaren, eine andere stand auf ihrer 
Hand, der Rest trat und prügelte auf sie ein. 
So zusammengeschlagen wurde sie in die 
Totalisolation geschleppt, wo sie einige Ta¬ 
ge ohne ärztliche Hilfe blieb (erst am 13.8. 
kam der Anstaltsarzt, der diverse Verlet¬ 
zungen feststellte). 

Die prügelnden JWBs liefen gleich in 
den nächsten Tagen zum Arzt, um 
“Schmerzen im kleinen Fingergelenk” oder 
“Schmerzen im Hüftbereich” anzuzeigen. 
In der Folge wurde seitens der Anstaltslei¬ 
tung Grazyna S. bei der Staatsanwaltschaft 
Wiener Neustadt angezeigt, die am 
28.8.1991 gegen die Anklage wegen “schwe - 
rer Körperverletzung” und “Widerstand 
gegen die Staatsgewalt” erhob. Der Prozeß 
soll Ende November anberaumt werden. 
Gegen die prügelnden JWBs wurden keine 
Schritte eingeleitet. Es ist sehr wahrschein¬ 
lich, daß Grazyna S. bis zu einem Jahr Frei¬ 
heitsstrafe bekommen wird. 


Aufruf zur Wehrdienstverweigerung 

(ARGE Wehrdienstverweigerung, Gruppe f. Totalverweigerung) 

“Ich bin 29 Jahre alt und gegen meinen Willen zu einer Käderfunktion zwangsverpflich¬ 
tet worden. Ich bin zu der Überzeugung gekommen, daß es keine Probleme löst, wenn ich 
auf Leute schießen soll, die ihrerseits zwangsverpflichtet worden sind und auch lieber zu 
Hause geblieben wä- . kungstermin 

ren. Ich lehne daher 1.1.92), 

jede Art von Militär- zwechs Ge- 

dienst grundsätzlich dankenausta 

ab und habe die Ab- p usch und 

sicht, bei meiner Jtj oji eventuell ei¬ 
nächsten Kader- ner gemeinsa- 

übung (13.- Arf fSSV men Aktion 

17.1.1992) nicht zu i Qjjjk (Pressekonfe 

erscheinen. Ich bin C (fgl renz am Ein- 

mir der Konsequenz rückungstag, 

der Handlung be- ä/ @ W' öffentliche 

wußt (1 Jahr Haft, Jw Wehrdienstb 

Vorstrafe etc.). Ich . W i Ijl Mit r uchverbrenn 

suche nun Kontakt ung o;a.). In- 

zu Leuten, die so teressant? 

denken wie ich und Dann schreibt 

ebenfalls zu einer einen kurzen 

Wehrdienstverweig Brief mit Alt¬ 
erung bereit sind gäbe einer 

(vielleicht Einrük- Kontaktmögl 

ichkeit an: 

ARGE Wehrdienstverweigerung, Gruppe f. Totalverweigerung, Schotteng. 30/1/59,1010 
Wien» 


Zeit zu gehen: 
Helmut Zilk im Wuk 

Der Wuk-Geburtstag brachte und 
bringt so einiges mit sich. Nicht nur eine 
fassadendeckende und verschandelnde 
Beflaggung, sondern auch z.B. ein Be¬ 
such des von uns allen hochgeschätzten 
Bürgermeisters Helmi Zilk (diesmal lei¬ 
der ohne Begleitung seiner reizenden 
Frau Dagi) als eindeutige Anbiederung 
an das aufgedrückte Image des Hauses. 
Als wir (Mitarbeiterinnen und Aktivi¬ 
stinnen des Umweltbüros) von der be¬ 
vorstehenden Anwesenheit Helmis bei 
der Eröffnungsfeier erfuhren, war klar, 
daß Helmi sich auch besonders wohlfüh¬ 
len sollte. 

So malten wir einen ganzen Nachmit¬ 
tag an Transparenten und dekorierten 
damit den Weg zum großen Saal. Natür¬ 
lich konnten wir uns nicht im Hinter¬ 
grund halten, denn schließlich mußten 
wir Helmi unsere Ehrerbietung auch 
mündlich zum Ausdruck bringen. Die 
Texte der Transparente lauteten: 

* Niemals vergessen: Eglsee; 100 000 
leere Wohnungen; Ägidi/Spalo; Rot- 
stilzchen; Flex; 8 - er 

* PFUI 

■“Bürgerinnen beobachten den Bür¬ 
germeister / Achtung Kontrolle 

Helmi meinte dazu lediglich; “Wenn 
ich mich nicht damals so für das Wuk 
eingesetzt hätte, könntet ihr heute nicht 
da stehen!” 

Danach folgten noch einige perso¬ 
nenbezogene Statements von beiden 
Seiten. 

Im großen Saal sagte Helmi angeblich 
während der Eröffnungsrede der Ver- 
einsobfrau zu seinem Sekretär: “Wenn 
sie mich nicht bald erwähnt, gehe ich.” 

Endlich war es soweit und er hob sei¬ 
ne Stimme zu einer (Eigen)lobrede, wel¬ 
che aber teilweise durch unser zustim¬ 
mendes Freudengeschrei untergegan¬ 
gen ist. (Ungefähre Wortlaute: Abdan¬ 
ken! Pfui! Buh!) 

Große Erfolge erzielte auch die Mel¬ 
dung einer Aktivistin als H.Z. zur Rede 
ansetzte: Blablabla. Sogar Teile des 
Wuk-Vorstandes ließen sich zu einem 
Applaus hinreißen. 

Alles in allem kann mensch abschlie¬ 
ßend nur sagen: Augen auf, Ohren auf, 
Helmi! Wir sind da! 
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Stellungnahme betreffend A4-Teilstückeröffnung von Bruck/L. 

bis Parndorf 


(A4-Gegnerlnnen) 

Am 31.10.1991 wurde das Teilstück; der 
A4, Ostautobahn, von Bruck an der Leitha 
bis Parndorf durch Wirtschaftsminister 
Wolfgang Schüssel eröffnet. 

Seit Jahren wurde den verkehrsgequäl¬ 
ten Anrainerinnen der BIO eingeredet, 
daß die A4 die einzig wahre Lösung der 
jetzigen katastrophalen und leider oft 
auch tödlichen Situation sei. Mit diesem 
und dem Argument der (wirtschaftli¬ 
chen) Öffnung des Ostens wurde jahre¬ 
lang die Bevölkerung manipuliert und 
verhetzt, jedoch fanden es z.B. die betref¬ 
fenden Bezirkshauptmannschaften nicht 
für nötig, Sofortmaßnahmen zu setzen 
(Tonnagebeschränkungen, Nachtfahr¬ 
verbot, Geschwindigkeitsbeschränkung 
gen und -Überprüfungen). Verharmlost 
und teilweise verschwiegen werden, daß 
der Bau der A4, Ostautobahn: 

1. ...den Bau der A6 (Bruck-Bratislava) 
und der B301 (eine zweite Wiener Außen¬ 
ringautobahn, die die A4 sowohl mit der 
A21 und der A2 verbinden würde) mit sich 
ziehen würde. Diese Projekte trägten mit 
Sicherheit nicht zur Attraktivität der Bahn 
für Güter- und Individualverkehr bei. Die 
Auswirkungen wären für Mensch, Tier und 


Natur katastrophal. 

2. ...längerfristig gesehen keine Entla¬ 
stung der BIO bringen würde, im Gegenteil 
laut Prognosen soll 5 Jahre nach der Eröff¬ 
nung der A4 mehr Verkehr denn je über die 
BIO rollen. 

Wer Straßen sät, 
wird Verkehr ernten 



3. ...die Existenz der umliegenden Bäue¬ 
rinnen gefährden würde. Eine Studie über 
Boden- und Vegetationsschäden entlang 
der Tauernautobahn vom Umweltbundes- 
amt ergab: 

Grenzwertüberschreitungen bei Blei bis 
zu 18% (!), erhöhte Konzentrationen von 
Cadmium und Zink und eine Abnahme der 
Artenvielfalt 

4. ...die Zerstörung der einzigen österrei¬ 


chischen und auch in Europa einzigartigen 
Steppenlandschaft, der Parndorfer Platte, 
mit sich führen würde. Betroffen davon wä¬ 
ren unter anderem auch bedrohte Tierarten 
wie Ziesel, Steppeniltis und Ährenmaus.' 

5. ...die jetzt schon höchsten Ozonwerte 
ganz Österreichs, die nun mal in Ostö¬ 
sterreich zu finden sind, noch mehr ver¬ 
größern würde. 

6. ...auch in Wien beträchtliche Er¬ 
höhung der Schadstoffbelastung und 
langfristig eine Veränderung der Infra¬ 
struktur (Zerschneidung von Wohnge¬ 
bieten, Absiedelung, etc.) hervorrufen 
würde, 

Wir fordern deshalb: 

1. Sofortigen Baustopp der A4. 

2. Sofortmaßnahmen an der BIO 
(siehe oben) und mittelfristige Maß¬ 
nahmen wie 2-spurige Ortsumfahrun- 

gen entlang der Ostbahntrasse. 

3. Ein gesamtösterreichisches Verkehrs¬ 
konzept, das bis heute nicht erstellt wurde. 

4. Attraktivierung des öffentlichen Ver¬ 
kehrs, sowie Ausbau der Bahn. 

5. Kostenwahrheit im Straßenverkehr: 
jedeR Verkehrsteilnehmerln muß für die 
von ihm/ihr verursachten volkswirtschaftli¬ 
chen Kosten aufkommen. 
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Spendenkampagne für ein freies 


KURDISTAN 


Nachrichten aus Kurdi¬ 
stan 

Spezialteam mißhandelte und ver¬ 
schleppte Psychiatriepatienten in Cizre 



Die Angriffe der türkischen Streitkräfte 
auf kurdische Siedlungsgebiete in Südkur¬ 
distan am S.August 1991 und die Erschie¬ 
ßung wehrloser Demonstranten bei der Be¬ 
setzung des von türkischen Sicherheitskräf¬ 
ten ermordeten kurdischen Vorsitzenden 
der HEP (Partei der Arbeit des Volkes) von 
Diyarbakir am lOJuli 1991 sind ein Beispiel 
für die Grausamkeiten des türkischen Staa¬ 
tes. 

Es ist das elementarste Recht eines Vol¬ 
kes, gegen diesen Terror, die Grausamkei¬ 
ten und die Unterdrückung Widerstand zu 
leisten. Hierfür braucht das kurdische Volk 
auch die Unterstützung der internationalen 
Öffentlichkeit. 


Wir rufen die Öffentlichkeit auf, sich mit 
dem kurdischen Volk und seinem Befrei- - 
ungskampf für ein freies und unabhängiges 
Kurdistan zu solidarisieren. 


(Verein f. Kultur und Information kurdischer 
Angelegenheiten) 

Das kurdische Volk ist bis heute Opfer 
der Kriege zwischen den Staaten im Mittle¬ 
ren Osten gewesen. Unter dem letzten 
Golfkrieg hat das kurdische Volk am mei¬ 
sten leiden müssen. Die Flüchtlingswelle in 
Südkurdistan (irakisch besetzter Teil unse¬ 
res Landes) hat tausende Opfer gefordert. 
Viele befinden sich noch unter schlimmsten 
Bedingungen in Flüchtlingslagern. Andere 
Sind in ihrer eigenen 
Heimat obdachlos. 

Auch die Türkei 
führt seit ihrer Grün¬ 
dung einen Vernicht¬ 
ungskrieg gegen das 
kurdische Volk. In den 
letzten Jahren hat sich 
das in einen offenen 
Staatsterror zugespitzt: 

Deportationen, Ver¬ 
treibung, Verbannung, 

Abbrennen von Wäl¬ 
dern und Dörfern, das 
Gefangennehmen von 
unschuldigen Men¬ 
schen, Folter, Bombar¬ 
dierungen legaler Ein¬ 
richtungen wie Men¬ 
schenrechtsvereine, 

Zeitungsbüros, bluti¬ 
ges Niederschlagen 
von friedlichen De¬ 
monstrationen sowie 
die Ermordung von de¬ 
mokratisch und pro¬ 
kurdisch gesinnten Persönlichkeiten gehö¬ 
ren zum Alltag des kurdischen Volkes. 


Filmemacher in Van verhaftet 


Senar Turgut wurde während den 
Dreharbeiten für den kurdischen Film 
“Siyabend u Xece” in Van ohne jede 
Begründung am 28.September um 
6.30 Uhr verhaftet. Trotz aller Versu¬ 
che seiner Filmgesellschaft verwei¬ 
gern die verantwortlichen staatlichen 
Stellen noch immer eine Erklärung 
für die Verhaftung und haben außer¬ 
dem eine Kontaktsperre verhängt.* 


Hazro: Beerdigung eines gefallenen 
Befreiungskämpfen» wurde zur 
Kundgebung 


Deshalb: 

* Spendet für die Vertriebenen, Depor¬ 
tierten und Obdachlosen 

* Spendet für die Opfer des staatlichen 
Terrors 

Die Familien der gefallenen und gefan¬ 
genen Befreiungskämpferinnen müssen 
versorgt werden. Viele Kurdenlnnen sind 
durch den Terror dauernd behindert, 
krank, nicht mehr arbeitsfähig. Auch sie 


müssen versorgt und unterstützt werden. 

* Spendet für die politischen Gefange¬ 
nen 

In den Gefängnissen der Türkei sind 
über 10.000 Kurdinnen inhaftiert. Sie sind 
zum Tode, zu lebenslanger oder mehrjähri¬ 
ger Haft verurteilt. Damit den Gefangenen, 
ihren Angehörigen und ihren Kindern, die 
sich zum Teil in elendstem Zustand befin¬ 
den, geholfen werden kann, sowie zur Be¬ 
zahlung von Anwältlnnenkosteil, ist drin¬ 
gend Unterstützung und finanzielle Hilfe 
erforderlich. 

* Spendet für die Ausbildung kurdi¬ 
scher Kinder 

Die Türkei verweigert kurdischen Kin¬ 
dern jede Ausbildung in ihrer eigenen Spra¬ 
che. Viele Kinder sind zudem durch die 
Deportationen in Lagern eingesperrt. 

♦Spendet für die Befreiungskämpferin¬ 
nen 

Ps.: 

Erlagschein liegt bei'.! 

Falls er veriorengegangen ist: 

PSK, Konto Nr.: 93.001.559, BLZ 
60.000; Stichwort: "Spende für Kurdin¬ 
nen" 


Ein Spezialteam traf am Abend des 
20.September den in psychiatrischer Be¬ 
handlung befindlichen M. Ihsan Angin auf 
der Straße an. Nachdem er keine Antwort 
auf die Frage nach seinen Personalien ge¬ 
ben konnte, de er kein Türkisch versteht, 
wurde Angin von den Spezialteamkräften 
zusammengeschlagen und mitgenommen. 
Seine Familienangehörigen wandten sich 
mit Attesten des staatlichen psychiatrischen 
Krankenhauses, von dem er seit Jahren be¬ 
handelt wird, an die Sicherheitsbehör¬ 
de, um seine Freilassung zu erreichen. 
Die Familie erhielt noch nicht einmal 
Auskünfte über den Verbleib des ver¬ 
schwundenen Kranken und ist des¬ 
halbin größter Sorge u m sein Leben. • 


Schulen werden in Kasernen verwandelt 


Schulen mit Internaten in Bitlis und Hi- 
zan wurden geschlossen und als Kasernen 
für die Verstärkungskräfte der türkischen 
Armee zur Verfügung gestellt. Ende Sep¬ 
tember wurden die 120 Schüler des Wohn¬ 
heimes Sabanci in Hizan einfach auf die 
Straße gesetzt, um dort 270 Männern eines 
Spezialteams, das gegen den nationalen Be¬ 
freiungskampf Kurdistans eingesetzt wird, 
einzuquartieren.* 


Am 29.September wurde der gefal¬ 
lene Befreiungskämpfer Habip Bey- 
aztas in Hazro-Zenturm beerdigt. Zu den 
drei Tage dauernden Beerdigungsfeierlich¬ 
keiten kamen aus vielen Dörfern Hazros 
und aus Sivan etwa 4000 Menschen, obwohl 
sie von türkischen Militärfahrzeugen stark 
behindert wurden, die die Zufahrtsstraßen 
mit 40 Militärfahrzeugen blockierten. Trotz 
dieser Behinderungen fand eine große 
Kundgebung statt, bei der revolutionäre 
Lieder gesungen, Parolen für den Befrei¬ 
ungskampf gerufen und eine Grußbot¬ 
schaft der PKK verlesen wurde. Alle Ge- 
schöfte beteiligten sich an einer Rolladen¬ 
schließaktion. 




ALGERIEN 
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Apartheid gegen Frauen 


Im Juli dieses Jahres waren Parlamentswahlen angesagt, zwei große sehr stark patriotische (frauenfeindliche) Parteien (FLN, FSI 
siehe dazu Kasten) kamen ins hadern; um die Stimmen der Wähler und im besonderen um die Stimmen der Wählerinnen. Der Kampf 
um Stimmen ging sogar soweit, daß es nun keine Parlamentswahlen mehr geben wird. Zumindestens vorläufig, denn der große (auch 
hier in Ö. allzu bekannte) Streit um Stimmenmehrheit führte zum Ausnahmezustand in ganz Algerien. Und dieses seit einem halben 
Jahr. 


Der nachfolgende Beitrag entstand aus einem Gespräch mit Chafia, einer algerischen Frau, die seit Jahren in der dortigen Frauenbe¬ 
wegung aktiv ist. Das Gespräch fand während den Vorwahlkämpfen für die Parlamentswahlen statt, was besonders wichtig ist, weil 
ansonsten der Text nicht mit dem erst stattfindenden Ausnahmezustand übereinstimmt, bzw. unlogisch erscheint. 

Im Artikel wird zuerst über die Lage der Frauen in speziellen Fragen wie Arbeit, Gesetzeslage und Verfolgung durch frauenfeindliche 
Politiker und deren Anhängern eingegangen. Im Anschluß findet sich eine kleine Erklärung über den Hergang des verhängten 



Ausnahmezustands. 

(die UNKE,TATblatt Wien) 

Die Lage der algerischen Frau¬ 
en war nie gut. Sie haben sich aktiv 
am algerischen Befreiungskampf 
beteiligt und große Hoffnungen an 
die Unabhängigkeit geknüpft. Sie 
mußten bald einsehen, daß sie nicht 
viel zu erwarten hatten. Das Pro¬ 
jekt der Modernisierung und Indu¬ 
strialisierung Algeriens erforderte 
jedoch ein hohes Arbeitskräftepo¬ 
tential und die Frauen sind zum 
ersten Mal in größerem Umfang 
auf den Arbeitsmarkt geströmt. 

Wir haben eine Frauenerwerbs¬ 
quote von 6 Prozent erreicht, das 
ist enorm viel für unsere Verhältnisse. Das Arbeit ist > das hint er verschlossenen Türen 


selben Anteil am Erbe wie die 
Männer. Das steht schon im Ko¬ 
ran so. Die Töchter dürfen nur 
halb so viel erben wie die Söhne; 
die Witwe erhält nur ein Achtel 
der Hinterlassenschaft des Ehe¬ 
mannes. Das war für damalige 
Verhältnisse bereits ein außeror¬ 
dentlicher Fortschritt, denn nir¬ 
gendwo in diesen Ländern hatten 
Frauen irgendein Recht auf Erb¬ 
schaft. Aber im Rahmen der Welt 
von heute und der heutigen An¬ 
sprüche der Frauen sind solche 
Verhältnisse völlig unannehmbar. 
Für die Scheidung gilt das glei¬ 
che: Der Mann hat das Recht, sich scheiden 


Regime Boumedienne — das gemeinhin als 
Diktatur bezeichnet wird, das aber doch po¬ 
pulistisch (oft Hetzpropaganda treibende 
Politik mit dem Ziel, durch Dramatisierung 
der politischen Lage die Gunst der Massen 
zu gewinnen, aus: Duden 5) war und von 
den Öleirinahmen lebte — mußte Aufga¬ 
ben erledigen, die in Europa der Kapitalis¬ 
mus im 19. und Anfang des 20. Jahrhun¬ 
derts erledigt hat: Elektrifizierung, Straßen¬ 
bau, Wohnungsbau, usw. Dafür mußte das 
Bildungssystem erheblich ausgebaut wer¬ 
den. Die Schulen wurden damals für alle 
Mädchen und Buben geöffnet. Tausende 
von Frauen besuchten die Grundschule und 
die höheren Schulen, das war eine Ausnah¬ 
me in der arabischen Welt. . 

Das herrschende Regime, gleich ob un¬ 
ter Boumedienne oder unter Chadli, stand 
immer unter einem starken traditionalisti- 
schen Druck. Jedesmal, wenn staatlicher¬ 
weise der Versuch unternommen wurde, 
die alten Traditionen, vor allem in Hinblick 
auf die Familie, auf eine gesetzliche Grund¬ 
lage zu stellen —1967 und 1973 versuchte 
die Regierung, ein Familiengesetz durchzu¬ 
setzen — regte sich Widerstand bei den 
Frauen, vor allem in der Hauptstadt, in der 
Hauptsache von alten Widerstandskämpfe¬ 
rinnen und Studentinnen. Erst 1984 konnte 
ein solches Gesetz verabschiedet werden, 
gegen den Widerstand einer starken Frau¬ 
enbewegung, die sich zwischen 1980 und 
1984 entfaltet hat. Deren Ausgangspunkt 
war ein Beschluß der Regierung gewesen, 
den Frauen das Recht zu beschneiden, al¬ 
lein ins Ausland zu reisen. Dies hat eine 
riesige Mobilisierung der Frauen an den 
Universitäten provoziert. Direkt danach 
wurde bekannt, daß ein Familiengesetz in 


in der Nationalen Volksversammlung dis¬ 
kutiert werden sollte. Dagegen gab es wie¬ 
der breiten Protest. Die Frau des Präsiden¬ 
ten der Nationalen Volksversammlung lief 
an der Spitze des berühmten “Marsch der 
100 Frauen” zur Nationalen Volksver¬ 
sammlung, und forderte dort, daß der Ge¬ 
setzestext öffentlich bekannt gemacht wer¬ 
de. Die Debatte in der Nationalen Volks¬ 
versammlung war schrecklich. Die Männer 
stritten sich um die Frage, wie lang und wie 
dick der Stock sein sollte, mit dem aufmüp¬ 
fige Frauen zu züchtigen seien. Die Mobili¬ 
sierung der Frauen hatte politisch eine au¬ 
ßerordentliche Bedeutung, denn keiner au¬ 
ßer den Frauen traute sich damals, öffent¬ 
lich Protest kundzutun, niemand wagte, sich 
der Diktatur entgegenzustellen. Die Natio¬ 
nale Volksversammlung wartete den Be¬ 
ginn der Ferienzeit ab, um das Gesetz 
durchzuziehen. 

Das Familiengesetz in Algerien hat im 

großen und ganzen drei Schwerpunkte: 

1. Die Frauen sind niemals mündig. Für 
die Männer wird ein Volljährigkeitsalter 
festgelegt; in Bezug auf die weiblichen Ju¬ 
gendlichen heißt es, sie werden erst dann 
volljährig, wenn der Heiratsvertrag abge¬ 
schlossen ist. Damit gehen sie nahtlos von 
der Vormundschaft des Vaters in die Vor¬ 
mundschaft des Ehemannes über. Falls sie 
sich jemals scheiden lassen sollten, kehren 
sie zurück unter die Obhut des Vaters. 

2. Die Frauen sind den Männern unter¬ 
legen. Das Erbrecht folgt, wie in den mei¬ 
sten arabischen Ländern, der islamischen 
Scharia (Gesetzessammlung). Demnach 
haben die Frauen nicht das Recht auf den- 


zu lassen, wann er will, er braucht gar keine 
Begründung dafür. Die Frauen dürfen sich 
aber nur unter fünf Bedingungen scheiden 
lassen, die überhaupt nicht erfüllbar sind: 
Sie müssen z.B. nachweisen, daß der Mann 
vier Monate lang dem Ehebett ferngeblie¬ 
ben ist — wie soll frau so was beweisen? 
Oder, daß er impotent ist — wie soll eine 
Frau einen Mann, vor einen Arzt zerren, um 
sich von diesem attestieren zu lassen, daß er 
impotent ist? Das ist unmöglich. Oder: 
Wenn der Ehemann der Frau eine Neben¬ 
frau aufzwingt. Oder: Wenn der Mann eine 
Gefängnisstrafe von mehr als einem Jahr 

FLN (Front de Liberation National): 1954 
gegründet, wurde sie die führende Kraft im 
nationalen Befreiungskampf gegen die Kolo¬ 
nialmacht Frankreich, seit der Unabhängig¬ 
keit 1962 in einem de-facto Einparteiensy¬ 
stem an der Regierung. 

FIS (Front Islamique du Salut): Islamisch¬ 
fundamentalistische Organisation, haupt¬ 
sächlich von Saudi-Arabien finanziert. Sie 
stellt zwar die Speerspitze der Reaktion in 
Algerien dar, wird im Westen aber oft über¬ 
schätzt. 

PST (Parti Socialist de Travailleurs): Re¬ 
volutionär-marxistische Organisation, steht 
der4.Internationa!e nahe. Sie beschuldigt die 
regierende FLN, für viele der frauenfeindli-, 
chen Maßnahmen verantwortlich zu sein und 
die FIS nur als Vorwand vorzuschieben. 

PT (Parti des Travailleurs): Linke Partei, 
die sich von der PST in einigen konkreten 
politischen Fragen unterscheidet: sie fordert 
z.B. die Freilassung der verhafteten Führer 
der FIS, während die PST sie vor einem Zi¬ 
vilgericht zur Verantwortung ziehen will. Im 
Wahlkampf stellte sie auch die Forderung 
nach einer Regierung der “nationalen Erret¬ 
tung” mit FLN und FIS auf. 
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abzusitzen hat und die Ehefrau der Auffas¬ 
sung ist, daß dies negativ auf die Familie 
zurückfallen kann. 

3. Die Rolle der Frauen wird definiert 
als die von “Reproduzentinnen des Men¬ 
schengeschlechts”. Es findet sich im Gesetz 
auch der Ausdruck: die Frau soll “seine 
Nachkommen ernähren” (die des Mannes). 
Sie sind also dazu da, Kinder zu kriegen und 
diese aufzuziehen, basta. 

Das verheiratete Paar hat keine Eigen¬ 
ständigkeit; die Kleinfamilie hat sich in Al¬ 
gerien nicht durchgesetzt, es wird immer 
noch im Rahmen der Großfamilie gedacht. 

Es wurde bereits seit längerem eine Än¬ 
derung des Wahlrechtes im Parlament 
diskutiert. Die Änderung wurde bereits 
beschlossen. Heute kann ein Mann für 
sieben Personen wählen, wenn er dafür 
eine Vollmacht hat. Ich habe selbst da¬ 
mit meine Erfahrungen gemacht: Nach¬ 
dem eine Kontrolle der Vollmachten 
nicht gehandhabt wird, wählte z.B. mein 
Vater bei den Gemeinderatswahlen im 
Juni 1990 für sich, für seine Frau, für 
seine alte Mutter, die das Haus nicht 
mehr verläßt, für meinen Bruder, der in 
Tunesien studiert, für meine Schwester, 
die in einer anderen Stadt verheiratet ist 
und vielleicht auch für mich. Dieses Ge¬ 
setz der regierenden FLN ist geschickt 
formuliert, indem es besagt, daß die Ehe¬ 
leute füreinander wählen können, und es ist 
in der Praxis wohl klar, daß hier nicht die 
Frauen für ihre Männer wählen gehen. 

1984 war von den “Fundamentalisten” 
noch nicht viel zu sehen. Das kam erst 1989. 
Aber warum? Das Regime mußte das 
Scheitern seiner bisgerigen Politik eingeste¬ 
hen und war zu einer Öffnung gezwungen; 
Oppositionsparteien, die bisher nur im Un¬ 
tergrund operiert hatten, konnten jetzt legal 
arbeiten. Die “Fundamentalisten” trugen 
ein ultra-rückschrittliches Projekt vor, 
hauptsächlich mit drei Schwerpunkten: 

1. Die Frauen sollen von jeder Öffent¬ 
lichkeit ausgeschlossen werden. Es steht nir¬ 
gends geschrieben, aber es gibt unzählige 
Taten, die in diese Richtung gehen: Die 
Frauen sollen nur noch das Recht haben, 
auf die Straße zu gehen, nicht mehr. Z.B. 
kannst du keine Frauen auf der Straße zu¬ 
sammen diskutieren oder lachen sehen, wie 
die Männer, oder in ein Caf6 gehen, das 
wird als Anmaßung verstanden. 

2. Die Frauen sollen in ihrer Privatsphä¬ 
re eingeschlossen werden. Ihre Rolle be¬ 
schränkt sich auf die Reproduktion des Ge¬ 
schlechts, das wird sogar noch mit positiven 
Begriffen belegt, wie: “Ihr seid die Mütter 
der Nation”. 

3. Schließlich sollen die Frauen auch aus 
der Arbeitswelt ausgeschlossen werden. 
Denn schließlich gibt es bei uns eine ernste 
wirtschaftliche Krise und da wird dasselbe 
Argument bemüht wie überall: Die Frauen 
nehmen den Männern die Arbeitsplätze 
weg. Offiziell gibt es bei uns zur Zeit 23 
Prozent Arbeitslose, und der einfachste 
Ausweg scheint, die Frauen an den Herd 


zurückzuschicken, damit die Männer Ar¬ 
beit haben. Was dabei aber vergessen wird 
— die Frauen wissen es oft selber nicht: Es 
gibt nur 350.000 erwerbstätige Frauen in 
Algerien von insgesamt 24 Millionen Men¬ 
schen, von denen 53 Prozent Frauen sind. 
Das ist lächerlich, 350.000, bei einer Ar¬ 
beitslosenquote von 23 Prozent. 

Das erklärt aber auch, warum der Staat 
auf die Angriffe der “Fundamentalisten” 
nicht reagiert. Er ist völlig unfähig, ein Prob¬ 
lem wie das der Arbeitslosigkeit in den Griff 
zu bekommen. 

Das hat den “Fundamentalisten” einen 
beträchtlichen Spielraum verschafft: sie hal¬ 
ten frauenfeindliche Reden, fordern öffent¬ 


lich zum Mord von Frauen auf. Die Regie¬ 
rung gibt diesem Druck nach, indem sie z.B. 
die Koeduktion (Gemeinschaftserziehung 
von Jungen u. Mädchen in Schulen u. Inter¬ 
naten) an den Schulen wieder verbieten will. 
Dies ist ein ganz zentrales Projekt der “Fun¬ 
damentalisten”. 

Am Anfang hielten die “Fundamentali¬ 
sten” nur frauenfeindliche Reden; aber 
nach und nach schritten sie zu Taten; in 
allen Moscheen Algeriens wurde regelrecht 
zum Mord aufgerufen. Fast das ganze Jahr 
1989 hindurch hat das angehalten. Ich gebe 
ein paar Beispiele: 

Im Süden gab es eine Gruppe von “Fun¬ 
damentalisten”, die beschlossen hat, eine 
alleinstehende Frau aus der Stadt zu ver¬ 
bannen. Sie wollten sie vor ein Gericht brin¬ 
gen, forderten von der Polizei, daß die Frau 
aus der Stadt verbannt werde. Sie stellten 
der Frau ein Ultimatum(!) von zwölf Ta¬ 
gen. Nach zwölf Tagen zogen sie nachts mit 
Benzinkanistern vor ihr Haus und zündeten 
es an. Die Frau konnte sich gerade noch mit 
ihren drei größeren Kindern retten, ihr 
zweijähriges Baby verbrannte. Sie konnte es 
nicht mehr aus den Flammen retten. Die 
Frau hatte beim Nachbarn an die Tür ge¬ 
klopft, aber der hat sich geweigert einzu¬ 
schreiten; sie ist dann zur Polizei gerannt, 
die Station liegt 600 Meter entfernt, aber die 
Zeit hat nicht gereicht. 

In einem Vorort von Algier lebten einige 
ältere verwitwete Frauen; Sie haben sie mit 
Gewalt aus dem Haus getrieben, das Haus 
besetzt und ihnen erklärt, sie sollten Wegge¬ 
hen, sie hätten nicht das Recht allein zu 
leben. Solche Fälle haben sich gehäuft; viele 
Frauen wurden terrorisiert. 

Bereits als der erste Fall bekannt wurde, 


haben die Frauenverbände eine nationale 
Demonstration organisiert; sie sind am 
2Juli 1989 mit einer Erklärung vor die Na¬ 
tionale Volksversammlung gezogen. Es wa¬ 
ren Tausende von Frauen, obwohl wir nicht 
die Mittel für eine breite Propaganda ha¬ 
ben; unsere Flugblätter sind schlecht und 
oftmals können die Frauen nicht lesen. Wir 
mußten von Hauszu Hausziehen. Die Idee, 
eine nationale Koordination der Frauen 
aufzubauen, ist aus diesen Kämpfen heraus 
entstanden. Wir haben uns gesagt: Ange¬ 
sichts einer solch mörderischen Gefahr kön¬ 
nen wir nicht getrennt, jede in ihrem eige¬ 
nen Winkel, Weiterarbeiten. Wir müssen 
diskutieren, was wir gemeinsam dagegen 
unternehmen wollen. 

Die Überfälle der “Fundamentali¬ 
sten” haben erst aufgehört, als der 
Wahlkampf zu den Kommunalwahlen 
(so ähnlich wie Gemeinderatswahlen in 
Österreich) begann: das geschah ganz 
plötzlich. Wir machen uns aber keine 
Illusionen; wir wissen, daß es ihnen nur 
darum ging, sich als vernünftige, maß¬ 
volle Leute darzustellen, um größere 
Einbrüche in der Wahlbevölkerung zu 
erzielen; mit diesen terroristischen 
Überfällen hätten sie bei den Frauen, 
die in Algerien wahlberechtigt sind, kei¬ 
nen Blumentopf gewonnen. 

Dafür haben sie jetzt eine viel hin¬ 
terhältigere, gefährlichere Propaganda ent¬ 
wickelt. In ihrem Wahlkampf haben sie eine 
Reihe von Vorschlägen gemacht, die von 
den Frauen positiv aufgenommen wurden. 
Sie haben z.B. einen Hausfrauenlohn vor¬ 
geschlagen; das ist ungeheuerlich. Die 
Frauen aus dem Volk haben, gesagt: Das ist 
das erste Mal, daß diese Arbeit, diese Haus¬ 
sklaverei, die wir leisten, die keiner sieht, 
anerkannt wird. Sie haben des weiteren vor¬ 
geschlagen, daß das Wasser zu gleichen Tei¬ 
len auf die Stadtteile aufgeteilt wird. In Al¬ 
gerien ist Wasser eine ständige Existenzsor¬ 
ge; in den Vierteln der Reichen gibt es Was¬ 
ser, in denen der Armen nicht. Sie haben 
den Jugendlichen Arbeit versprochen. Mit 
solch ganz konkreten Vorschlägen haben 
sie sich viele Sympathien erworben, denn es 
gibt eine wirkliche Enttäuschung über das 
bisherige Regime, während die bürgerlich¬ 
demokratischen Parteien sich darum nicht 
kümmern; denen sind solche Anliegen egal. 
Das zeigt aber auch, daß nur eine solche 
Alternative eine Chance hat, die sich der 
tatsächlichen Sorgen der großen Massee 
der Bevölkerung annimmt. So haben sie der 
Mehrheit der Gemeindevertretungen er¬ 
obern können. 

Zur Zeit befinden wir uns wieder im 
Vorwahlkampf zu den Parlamentswahlen. 
Da setzen sie diese Strategie fort. Sie prä¬ 
sentieren sich als die, die die Würde der 
Frauen verteidigen; einige von ihnen for¬ 
dern für die Frauen sogar das Recht auf 
Bildung und das Recht auf Arbeit; sie gehen 
sogar so weit, das Recht auf gewerkschaftli¬ 
che Organisierung zu berufstätigen Frauen 
einzuklagen — aber jedesmal fügen sie hin¬ 
zu; im Rahmen der islamischen Werte. Zur 


SPENDEN FÜR DIE ALGERISCHE 
FRAUENBEWEGUNG 

Chafia Djemame, Vorsitzende der Frauenvereini¬ 
gung von Constantine, bat auf ihrer Europarundreise, 
die erst kürzlich stattfand, üm großzügige Spenden für 
die algerische Frauenbewegung. Infrastruktur muß 
geschaffen werden (Frauenhaus, Büros der Frauenbe¬ 
wegung,...), Fonds müssen angelegt werden, denn 
wenn die FSI an die Macht kommt, werden einige der 
verantwortlichen Frauen ins Exil gehen müssen. 

SPENDENKONTO: Z — Kontonr. 610 485 005 
(Kennwort: Algerien) 
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Zeit achtet niemand auf diesen Zuusatz, 
was heißt das schon: im Rahmen der islami¬ 
schen Werte? Die Frauen, die politisch auf¬ 
geschlossen und aktiver sind, merken, wo¬ 
hin die Reise geht: In den Gemeindehäu¬ 
sern, in denen die “Fundamentalisten” die 
Merheit haben, haben sie bereits getrennte 
Büros für Männer und Frauen eingerichtet; 
in einigen Städten haben sie getrennte Bus¬ 
se für Männer und Frauen eingeführt; ha¬ 
ben Schulklassen durch eine Mauer vonein¬ 
ander getrennt, usw. Das ist ein Gesell¬ 
schaftsprojekt der Apartheid gegen Frauen. 
Und wir wissen ganz genau, daß sie, um es 
durchzusetzen, auch vor dem Mord an 
Frauen nicht zurückschrecken, denn sie ha¬ 
ben das schon getan. Aus unserer Sicht ist 
die weiche Welle, die sie fahren, pure Tak¬ 
tik. 

Wie kam es zum Ausnahmezustand? : 

Die Parteien, besonders die FSI begann 
wie oben geschrieben intensiv Frauenstim¬ 
men) zu gewinnen. Und nicht nur diese 
Stimmen. Die Fundamentalisten standen 
vor dem Problem, in den vielen Gemeinden, 


in denen sie bei den Gemeinderatswahlen 
1990 die Mehrheit gewonnen hatten, ihre 
Versprechungen umzusetzen. Doch die Ta¬ 
ten blieben aus. Mit der wachsenden Unzu¬ 
friedenheit ihrer Anhängerinnen konfron¬ 
tiert, ging die FIS im Juni 1991 in die Offen¬ 
sive und rief den Generalstreik aus. Der mit 
gewaltigen Demonstrationen zur Schau ge¬ 
tragen wurde, diese Wahlwerbung hatte ei¬ 
nen riesen Erfolg bei den Arbeiterinnen. 
Der Generalstreik fand auch in den westli¬ 
chen Medien große Bedeutung. Vor allem 
deshalb, weil die regierende FLN gegen die 
Demonstrantlnnen Militär und Polizei auf- 
fahren ließ und in die Menge geschossen 
wurde. Der Ausnahmezustand wurde ver¬ 
hängt, Verschiebung der Parlamentswah¬ 
len auf unbestimmte Zeit erlassen, Verhaf¬ 
tungen der FIS-Führer eingeleitet. Die Tak¬ 
tik der FSI ging auf: sie hatten in der Arbei¬ 
terinnenbewegung an Prestige gewonnen. 
Auch wenn die Streikbewegung keine 
durchwegs islamisch-fundamentalistische 
Bewegung war, denn die Menschen demon¬ 
strierten zwar, aber nicht durchgehend aus 
religiösem Fanatismus. Die FLN dagegen 
hatte zwar ihrer Angst vor einer Wahlnie¬ 


derlage genüge getan, aber sich bestimmt 
nichts gutes getan, nicht für die Wahlen. 

Die Frauenbewegung muß sich nun 
trotz der schwierigen Verhältnisse und der 
Unsicherheit über den Termin auf die näch¬ 
sten Wahlen vorbereiten. Sie wird eigene 
Kandidatinnen auf der Liste der PST zur 
Wahl stellen können. Die PST hat bereits 
den Ruf einer “Frauenpartei”, weil bei ih¬ 
ren Demonstrationen besonders viele Frau¬ 
en teilnehmen, und sogar, zum Unverständ¬ 
nis der Konservativen, als Ordnerinnen ein¬ 
gesetzt werden. Weibliche Aktivistin zu 
sein, erfordert in Algerien Mut und täglich 
neue Durchsetzung. Allein die Treffen wer¬ 
den immer gefährlicher, weil es auf Woh¬ 
nungen, in denen sich Frauen versammel¬ 
ten, bereits Bombenanschläge gab. Doch 
wir Frauen lassen uns nicht unterkriegen. 
Wir machen unsere Versammlungen in den 
traditionellen Frauenbädern oder übermit¬ 
teln unsere Nachrichten an den Wasser¬ 
brunnen. Die Kreativität des weiblichen Wi¬ 
derstandes ist eben verstärkt gefordert. 


Nicaragua Militäraktionen gegen “Recontras” 


Ödes) 

Die nicaraguanische Armee hat am Mitt¬ 
woch (Anm. tip.:das genaue Datum wäre 
schon recht interessant) eine Offensive ge¬ 
gen die sogenannten “Recontras” gestartet, 
die seit Anfang des Jahres gegen die Regie¬ 
rung kämpfen, gab Armeesprecher Ricardo 
Wheelock bekannt. Der Erzbischof von 
Managua, Kardinal Obando y Bravo, 
sprach sich gegen den Militäreinsatz aus 
und warnte vor einem “Blutbad”. Bei den 
“Recontras” handelt es sich um Angehörige 
der ehemaligen “Contras”. Seit Anfang die¬ 
ses Jahres sind Teile von ihnen im Norden 
und im Zentrum des Landes wieder aktiv 
geworden. 

Bei “Recontras” soll es sich nach Armee¬ 
berichten um rund 1000 Mann handeln. In 
den letzten Monaten traten auch prosandi- 
nistische Guerilleris ("Recompas") gegen 
die “Recontras” auf den Plan. 

Ziel der Militäraktion ist, die nach Anga¬ 
ben der Armee etwa 70 Mann starke Rebel¬ 
lengruppe des “Commandante Rojito” im 
150 km östlich von Managua gelegenen Be¬ 
zirk Chontales. 

Bei einem Überfall am vergangenen 
Wochenende waren den “Recontras” Ge¬ 
wehre, Granaten und Munition in die Hän¬ 
de gefallen. Dabei waren 30 Soldaten und 
Polizisten von den Rebellen mehrere Stun¬ 
den lang festgehalten worden. 

Die “Recontras” hätten nur deshalb Er¬ 
folg gehabt, weil die Armee den Auftrag 
hatte, Konfrontationen mit den Rebelllen 
nach Möglichkeit zu vermeiden, erklärte ein 
hoher Armeeoffizier, der ungenannt blei¬ 
ben wollte. 


Doch Dialogbereitschaft und Toleranz 
hätten ihre Grenze, erklärte der Militär¬ 
sprecher. “die Ar¬ 
mee muß nieman¬ 
den um Erlaubnis 


klärte der Kardinal am Mittwoch im Radio. 

bezahlte Anzeige 


bitte, um die Anord¬ 
nungen der Staats¬ 
führung zur Entwaf- 
fung der Aufständi¬ 
schen durchzusetz- 
ten”. 

Laut Wheelock 
werden bei der Of¬ 
fensive die Luftwaf¬ 
fe, Bodentrüppen 
und nötigenfalls 
auch die Artillerie 
zu Einsatz kommen. 
“Wir werden die 
Ordnung um jeden 
Preis wiederherstel¬ 
len”, versicherte er. 
Unterdessen sprach 
sich der Erzbischof 
von Managua, Kar¬ 
dinal Miguel Oban- 
doy Bravo, gegen je¬ 
den Militäreinsatz 
gegen die “Recon¬ 
tras” aus. “Ich ap¬ 
pelliere an Präsiden¬ 
tin Violeta Chamor- 
ro, im Namne des 
Friedens ein Blut¬ 
bad und die Rück¬ 
kehr des uner¬ 
wünschten Krieges 
zu verhindern er- 



Die meisten schönen 
Schuhe sind nette 
kleine Folterkammern. 



Gut zu Fuß sein und trotzdem mit der 
Zeit gehenVim ebenso fußgerechten wie 
schönen Schuh. Und Sie werden sehen: 
Unsere Auswahl und Beratung hat Hand 
und Fuß. 
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Niederlande: 

Schwarzarbeiterinnen organisieren sich 

In den Niederlanden arbeiten zehntausende illegale ausländische Arbeiterinnen. Sie kommen v.a. aus der Türkei und Marokko und 
aus anderen nordafrikanischen Ländern wie Ägypten oder Tunesien. Sie arbeiten dort, wo die Arbeit unqualifiziert, schwer, dreckig 
und gefährlich ist: auf dem Bau, in der Landwirtschaft, im Fischereigewerbe, im Hafen, in der Konfektions- und Metallindustrie. 

Sie stellen die Kleidung her, die in Großkaufhäusern wie C&A verkauft wird. Auch die Holland-Tomaten werden von den “Illegalen” 
für mieseste Löhne gepflückt 

1989 haben türkische Näherinnen in Amsterdam das Solidaritätskomitee Illegale Konfektionsarbeiterinnen (SKIKA) gegründet, eine 
Selbstorganisation mit inzwischen 300 Mitgliedern. In anderen Städten Hollands haben sich ähnliche Komitees gebildet Und auch die 
illegalen Arbeiterinnen in den Treibhäusern bauen jetzt ein Komitee auf. 

Die Komitees kämpfen für bessere Arbeitsbedingungen und für Legalisierung, nach dem Motto: 

Legalisiert die Arbeiterinnen, 
nicht die Ausbeutung! 

(gekürzt und leicht bearbeitet; aus WILDCAT hatte eigene 
57, Oktober/November 91; geschrieben von Fabriken in den 
WILDCAT (in der BRD erscheinende Zeitung Niederlanden, 
mit Schwerpunkt Arbeitskämpfe, Klassen- Dann began- 

kampf,...) in Zusammenarbeit mit der nieder- nen die Verla- 

ländischen Gruppe “OPSTAND”) gerungen in die 

Waren es in den 60er Jahren vor allem sogenannten 
die Großbetriebe, die Arbeitsmigrantlnnen Billiglohnlän- 

rekrütierten, so sind es heute die Mittel-, der. Die Fabri- 

Klein- und Kleinstbetriebe. Neue Techno- ken in Brabant, 

logien und Dezentralisierung von Produk- Twente und 

tion und Dienstleistung haben den Bedarf Amsterdam 

an billiger, unqualifizierter und unorgani- wurden ge- 

sierter Arbeitskraft in die Klitschen verscho- schlossen, die 

ben. Arbeiterinnen 

flogen auf die 

zB KONFEKTIONSINDUSTRIE Straße. Die 

neuen Fabriken 

Bis in die 70er Jahre hinein wurde die entstanden in Ländern wie Tunesien, Süd- zunehmend nach Europa verlagert wird. 

Kleidung nah am Markt produziert. C&A korea und Taiwan. Die Zahl der Arbeits- Denn vor allem ist es den Großkonzernen 

plätze im niederländischen Konfektionssek- durch Auslagerungen gelungen, die Pro¬ 
tor nahm zwischen 1972 und 1974 um 36% . duktionskosten in den Metropolen dra- 
ab; Ende der 70er Jahre waren von den stisch zu senken. Die Einkaufspreise sind in 
ehemals 70 000 Arbeitsplätzen nur noch Amsterdam in den letzten zehn Jahren zwt- 
15 000 übrig geblieben. sehen 100 und 200% gefallen. 

In den 80er Jahren gibt es dann nicht nur In Amsterdam sind hunderte von klei- 

Verschiebungen zwischen verschiedenen nen Nähstuben entstanden. Meist werden 
Trikontländern ("Neue" Länder der Kon- sie von Migrantlnnen betrieben, zB von tür- 
fektionsindustrie sind u.a. Bangladesh und kischen ehemaligen Fordarbeiterinnen..Sie 
Indonesien). Ein Teil der Kleidungsproduk- stehen in harter Konkurrenz zueinander, 
tion kehrt wieder in die Metropolen zurück. Konzerne wie C&A können die Preise dik- 
Die westeuropäischen Konfektionszentren tieren. Um die sinkenden Gewinnspannen 
erleben eine ungekannte Blüte. Statistisch aufzufangen, greifen die Kleinunterneh- 
ist dieser Aufschwung schwer zu erfassen, mer- Innen in den Sweatshops zu zwei Mit- 
denn der größte Teil der neuen Arbeiterin- teln: Sie rekrutieren die billigsten Arbeite- 
nen in diesem Sektor sind Illegale, ohne rinnen — Illegale — und sie lagern selbst 
Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis. Für weiter aus. Kleinstnähstuben haben sich auf 
Amsterdam wird geschätzt, daß dort 3-4000 Knöpfe-Annähen, Knopflöcher-Machen, 
illegale Arbeiterinnen, meist türkische Bügeln oder Verpacken spezialisert, und 
Männer, 60% der Kleidungsproduktion eine wachsende Zahl von Heimarbeiterln- 
herstellen. Andere Zentren in Europa sind nen bildet das unterste Ende der Zu'liefer- 
Paris, London und Emilia Romagna. Ais pyramide. 

Gründe für die Rückkehr der Kleidungs¬ 
produktion werden der immer schnellere DAS 

Wandel der Mode und gestiegene Quali- SOLIDARITÄTSKOMITEE ILLEGALE 
tätsansprüche genannt..Schnelles Reagie- KONFEKTIONSARBEITERiNNEN 

ren auf Markt und Qualitätskontrolle sind SKIKA 

für Großkonzerne bei kurzen Lieferwegen Aus einem Interview mit einem Aktivi- 
einfacher. Besonders die modische Klei- sten von SKIKA: 

düng wird wieder in Europa produziert, „Wir. haben 1989 mit einigen politisch 

während die Massenproduktion weiterhin bewußten Leuten angefangen. Wir haben 
in sog. Billiglohnländern stattfindet. Es gibt zunächst ein Flugblatt gemacht, in dem Ar¬ 
aber bereits Anzeichen dafür, daß auch sie beitsbedingungen in den Nähstuben be- 


Das TATblatt und die Ar¬ 
beiterinnenkämpfe... 

Berichte aus der sogenannten Arbeitswelt, 
von der Unterdrückung die dort tauft, von 
den Kämpfen die dort ausgetragen wer¬ 
den, eine Auseinandersetzung mit gewerk¬ 
schaftlicher Arbeit und mit anderer revolu¬ 
tionärer Arbeit in den Betrieben, mit Arbei¬ 
terinnenselbstverwaltung, mit Klassen¬ 
kampf usw usf, all das ist im TATblatt bis¬ 
lang immer nur sehr kurz gekommen. Nun 
soll das aber anders werden. 

Wir wollen versuchen, autonome Organi¬ 
sierung von Lohnabhängigen irgendwie 
voranzutreiben, wenn wir auch noch nicht 
wissen, wie das aussehen könnte. Wir hof¬ 
fen, daß sich da gemeinsam mit all jenen 
von euch, die sich da nun angesprochen 
fühlen, irgendwas entwickeln könnte. 
Vorerst wollen wir mit einem Aufruf begin¬ 
nen: Schreibt uns, was ihr so an argen Sa¬ 
chen erfahrt, erlebt etc. Schreibt uns von 
Auseinandersetzungen am Arbeitsplatz, 
von Arbeitskämpfen im großen und im klei¬ 
nen, von persönlichen Erlebnissen, etc. Wir 
wollen das sammeln, verarbeiten, veröf¬ 
fentlichen. 

Außerdem wollen wir Berichte über Arbeits¬ 
kämpfe, Arbeiterinnenselbstorganisation 
etc aus anderen, hierzulande nicht so ver¬ 
breiteten, Medien übernehmen. Zum was- 
daraus-Lernen und damit ein Anfang ge¬ 
macht wird, in diesem neuen kontinuierli¬ 
chen Schwerpunktthema des TATblatts.... 




schrieben wurden. Außerdem enthielt es 
unsere Forderungen und den Aufruf zu ei¬ 
nem Treffen im Gewerkschaftshaus. Dort 
beteiligten sich einige Gewerkschaftsfunk¬ 
tionäre und wir hatten gehofft, die Unter¬ 
stützung der Gewerkschaft zu gewinnen. 
Die sagten aber, sie könnten für uns leider 
nichts tun, solange die Leute nicht Mitglied 
der Gewerkschaft sind. Daraufhin haben 
wir 2-300 Aufnahmeanträge gesammelt 
und ihnen gesagt, diese Leute werden ein- 
treten, wenn ihr sagt, was ihr für uns ma¬ 
chen könnt. Aber sie konnten uns keine 
konkreten Antworten geben. 

In dieser Zeit (Frühjahr 1989) wurde 
vom holländischen Staat in Abstimmung 
mit den Unternehmern eine Maßnahme be¬ 
schlossen, die die Beschäftigung illegaler 
Arbeitskräfte einschränken sollte. Nach 
dieser “Maßnahme 3. April” sollten die 
Nähstuben und andere Unternehmer nach- 
weisen, daß sie Steuern und Sozialversiche¬ 
rungsbeiträge für ihre Beschäftigten ent¬ 
richtet haben, bevor sie Aufträge von den 
großen Firmen wie C&A erhalten. (In den 
Niederlanden ist es möglich, für Illegale So¬ 
zialversicherungsbeiträge zu zahlen. Aller¬ 
dings haben diese dann aufgrund ihrer Ille¬ 
galität keinen Anspruch auf die Leistungen 
der Sozialversicherung in vollem Umfang.) 
Wir haben an dem Punkt gesagt, o.k., die 
illegalen Arbeiterinnen sollen diese Beiträ¬ 
ge zahlen, aber dann sollen sie auch An¬ 
spruch auf die Sozialleistungen der Kran¬ 
ken- oder Arbeitslosenversicherung haben, 
was nicht der Fall ist. In Wirklichkeit ver¬ 
schärft diese Maßnahme die Ausbeutung, 
weil die Nähstuben-Besitzer die Beiträge 
oft vom Lohn abziehen. Die Preise für die 
hier gefertigten Waren sind sehr niedrig und 
oft verdienten auch die Besitzer der Näh¬ 
stuben nicht sehr viel. Im Grunde handelt 
es sich bei diesen Beiträgen um ’Schutzgel- 
der 1 , die der Staat den Nähstuben abpreßt. 
Die Beiträge werden auch nicht vollständig 
bezahlt. Der Staat hatte mit 20 Mio fl (1 
Holländischer Gulden=7-8Ösch) gerech¬ 
net. Es wurden aber nur 4 Mio gezahlt. Die 
Nähstuben-Besitzer geben nicht die wirkli¬ 
che Arbeitszeit der Leute an, noch nicht 
einmal 40 Stunden, sondern nur 10-12 
Stunden pro Woche. 

Nachdem wir mit einer Handvoll von 
Leuten angefangen hatten, haben wir für 
das Komitee geworbenund heute sind 99% 
unserer Mitglieder Arbeiter aus diesem ille¬ 
galen Bereich. Es sind bisher nur Leute aus 
der Türkei. Wir bemühen uns auch um 
Kontakt zu Leuten^aus Pakistan, Ägypten 
und anderen afrikanischen Ländern, die 
dort arbeiten, aber da gibt es große Sprach- 
probleme. Im Unterschied zum legalen Be¬ 
reich, wo die überwiegende Mehrheit der 
Arbeitskräfte Frauen sind, arbeiten in den 
illegalen Nähstuben fast nur Männer.“ 

„Wir haben in den Nähstuben Flugblät¬ 
ter ausgelegt. Dann gibt es bestimmte Kaf¬ 
feehäuser, in denen auch die Chefs der Ate¬ 
liers anrufen, wenn sie Arbeitskräfte brau¬ 
chen. Da haben wir unsere Flugblätter aus¬ 
gelegt und unsere Telefonnummer ausge¬ 
hängt. Und viel geht über Mundpropagan¬ 
da. Die Leute erzählen sich weiter, daß es 
das Komitee gibt, daß sie mit ihm zusam- 


_ ARBEITERiNNENKÄMPFE _ 

men ihre Rechte durchsetzen konnten, usw. 
Wenn etwas ansteht, machen wir Treffen, 
die wir auf Flugblättern ankündigen. Wir 
wollen aber nicht, daß das Komitee zu einer 
Institution wird. Entscheidend ist, wer sich 
aktiv beteiligt. Wir haben daher auch keinen 
Vorstand oder sowas. Es gibt jetzt etwa 300 
Mitglieder, aber wir haben aufgehört, Mit¬ 
glieder zu werben, weil es nicht darauf an- 
kommt, sondern darauf, sich aktiv an dem 
Kampf zu beteiligen.“ „Wir arbeiten in zwei 
Richtungen. Das eine ist die Öffentlich¬ 
keitsarbeit. Wir wollen den Skandal aufzei¬ 
gen, daß in einem Land wie den Niederlan¬ 
den noch 16 Stunden am Tag gearbeitet 
wird, unter miesesten Bedingungen, und 
damit unsere Forderung nach Legalisie¬ 
rung, also Aufenthalts- und Arbeitserlaub¬ 
nis verbreiten. Diese Arbeit wird aber zum 
größten Teil vom Unterstützungskomitee 
OKIKA gemacht. Natürlich wird der 
Kampf mit der Legalisierung nicht aufhö¬ 
ren, aber die Illegalität ist der Hauptgrund 
für die schlechten Arbeitsbedingungen. 

Die praktische Arbeit von SKIKA be¬ 
steht darin, zusammen mit den Leuten für 
ihre Rechte zu kämpfen. Dabei ist es uns 
wichtig, daß wir das nicht für die Leute tun, 
sondern daß sie selbst aktiv werden. Ein 
Problem ist zB immer wieder, daß die Löh¬ 
ne nicht ausgezahlt werden. Wir sagen den 
Leuten dann, sie sollen selbst hingehen, und 
den Lohn einfordern. Wir gehen auch mit 
ihnen zu den Chefs, aber dann sollen sie 
selbst reden. Wir helfen ihnen auch, wenn 
sie Probleme mit den Behörden haben. 
Nein, Streiks in den Nähstuben hat es hoch 
nicht gegeben.“ 

ORGANISIERUNGSVERSUCHE IN 
DEN TREIBHÄUSERN 

Nach dem Vorbild von SKIKA haben 
illegale Arbeiterinnen aus den Treibhäu¬ 
sern im Frühjahr 1991 in Den Haag ein 
ähnliches Komitee aufgebaut. In den hol¬ 
ländischen Treibhäusern arbeiten schät¬ 
zungsweise 16 000 Illegale. Die Arbeitsbe¬ 
dingungen sind mit denen in der Konfek¬ 
tionsindustrie und in anderen Sektoren, in 
denen Illegale arbeiten, vergleichbar: Ar¬ 
beitstage von 10 Stunden und mehr, niedri¬ 
ge Löhne, miserable Bedingungen, Ein¬ 
schüchterungen und Gewalt, Razzien und 
Repression von staatlicher Seite. Es gibt 
jedoch auch einige Unterschiede, die die 
Organisierung in diesem Bereich schwieri¬ 
ger machen. Die illegalen Treibhausarbei¬ 
terinnen arbeiten viel isolierter voneinan¬ 
der. Die Kontakte bei der Arbeit sind weni¬ 
ger zahlreich und intensiv. Die Arbeitsplät¬ 
ze in den Treibhäusern sind geografisch 
weit verstreut und von den Wohnorten ent¬ 
fernt. Die Nähklitschen in Amsterdam lie¬ 
gen dagegen in den Vierteln, in denen die 
Illegalen auch wohnen. Dies führt zu einer 
unterschiedlichen Rekrutierungspraxis. 
Die Nähstuben-Unternehmer stellen die Il¬ 
legalen direkt ein, indem sie zB bei einem 
Kaffeehaus einen Bus voliaden. In den 
Treibhäusern sind meist Sklavenhändler 
dazwischengeschaltet; die Treibhausarbei¬ 
terinnen müssen so gegen zwei verschiede¬ 
ne Chefs kämpfen. Außerdem wird die Or¬ 
ganisierung durch die vielen verschiedenen 
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Nationalitäten und Sprachen erschwert. 

Das Den Haager Komitee will deshalb 
zunächst versuchen, in einzelnen Betrieben 
“Brückenköpfe” aufzubauen, um so einzel¬ 
ne Unternehmer unter Druck setzen und 
Verbesserungen durchsetzen zu können. 
Sie wollen dabei auch die Zusammenarbeit 
mit radikalen legalen Arbeiterinnen ver¬ 
stärken, die ebenfalls von dem Druck auf 
die Löhne betroffen sind, der von der Be¬ 
schäftigung von Illegalen ausgeht. Damit 
wollen sie auch gegen die rassistische Spal¬ 
tung der Arbeiterinnen vorgehen. Außer¬ 
dem will das Komitee in den Vierteln, in 
denen viele Illegale wohnen, mobilisieren. 

STAATLICHE LEGALISIERUNGSPO¬ 
LITIK = KONTROLLE DES ARBEITS¬ 
MARKTES 

Die niederländische Regierung hat eine 
Reihe von Maßnahmen angekündigt, um 
die Zahl der illegalen Arbeiterinnen dra¬ 
stisch zu senken. Sie wollen einen Teil der 
illegalen Arbeit aus der Schattenwirtschaft 
herausholen. Durch schärfere Kontrollen 
und Ausweisungen von Illegalen ist es be¬ 
reits gelungen, Millionen an zusätzlichen 
Steuern und Sozialabgaben einzutreiben. 
Die Nähstubenbesitzer führen unter die¬ 
sem Druck mehr als vorher ab. Diese Erhö¬ 
hung der Produktionskosten kompensieren 
sie dadurch, daß sie die Arbeiterinnen in 
ihren Nähstuben noch mehr auspressen. 

Außerdem wird die Produktion durch 
diese Politik noch u nsichtbarer. Es wird wei¬ 
ter spezialisiert und ausgelagert, um die 
Produktivität zu erhöhen. Nähstuben mit 
zB 20 Arbeiterinnen und 15 Maschinen 
werden in 4 oder 5 kleinere Nähstüben auf¬ 
geteilt. Dies trifft wiederum die Arbeiterin¬ 
nen, die dann im Kampf gegen ihre Chefs 
noch isolierter und schwächer dastehen. 

Die Staatspolitik gegen die illegale Pro¬ 
duktion treibt praktisch die Ausbeutungder 
Illegalen voran. Die ökonomische Bedeu¬ 
tung der Sektoren, in denen Illegale arbei¬ 
ten, untermauert diese Schlußfolgerung. 
Die Konfektionsindustrie ist eine der am 
meisten florierenden und am schnellsten 
wachsenden Branchen der niederländi¬ 
schen Wirtschaft. Auch die Treibhäuser ha¬ 
ben für den niederländischen Export große 
Bedeutung. Sie exportieren jährlich Para¬ 
deiser, Gurken und Blumen für 6 Milliar¬ 
den Gulden. 

Unter diesem Aspekt müssen auch die 
absurd strengen Vorbedingungen gesehen 
werden, die der Staat für eine Legalisierung 
stellt. Für eine Aufenthalts- oder Arbeitser¬ 
laubnis müssen Illegale nachweisen, daß sie 
6 Jahre lang ununterbrochen gearbeitet 
und dabei Steuern und Sozialabgaben be¬ 
zahlt haben. Dazu ist selbstverständlich 
kaum jemand in der Lage. Eine ähnliche 
“Regularisierungs-Verordnung” wurde 
1987 erlassen. Seit dieser Zeit konnten noch 
keine 50 illegalen Arbeiterinnen die erfor¬ 
derlichen Nachweise vorlegen. Die Legali¬ 
sierung von einzelnen, kleinen Gruppen 
(wie kürzlich im August eine Gruppe von 
Marokkanerinnen) ist von daher nur Au- 
genauswischerei. Die Selbstorganisationen 
fordern die bedingungslose Legalisierung 
sämtlicher Illegaler.* 
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GRIECHENLAND 


Die Lage in Griechenland spitzt sich zu! 




(Alexander; Ta Nea, Eleftherotipia, Ethnos, Ri- 
zospastis, ANA) 

Der Internationale Währungsfonds lobt 
Griechenland. Ein Programm der radikalen 
“Entnationalisierung” wird durchgezogen, 
Tausende wurden bereits entlassen, zahl¬ 
reiche Inseln werden veräußert, die Preise 
schnellen in die Höhe. So ist während der 
letzten 40 Tage der Preis für 
Kalbfleisch in zahlreichen Ge¬ 
schäften Athens bis um 25 % 
gestiegen, die maximale Steige¬ 
rung bei, Filetfleisch betrug 32 
%, die Herstellungskosten für 
Neubauwohnungen stiegen in 
einem Jahr um 20 %. Zahlrei¬ 
che Arbeitslose erhalten bereits 
von den Gemeinden Notpakete. 

Besonders arg betroffen sind 
Arbeitslose und Invaliden. Viele 
müssen von Hungerpensionen 
von ungerechnet 2000, 3000, 
oder wenn’s gut geht 4000 S le¬ 
ben. Für die Jungen, die aus dem 
elenden und verkommenen öf¬ 
fentlichen Ausbildungssektor 
kommen, ist die Situation kata¬ 
strophal. Sie haben schon wäh¬ 
ren der Schule oder des Stu¬ 
diums arbeiten müssen, unter anderem, um 
sich private Stützkurse leisten zu können: 
das ganze Land - besonders Athen - ist auf 
beinahe schon lächerlich Weise vollgespickt 
von privaten Nachhilfeschulen (frontistfria) 
und auch sonst Privatschulen. 

Gegen all dies wehren sich die Leute. Am 
22. Oktober waren in mehreren griechi¬ 
schen Städten die Rentner auf der Straße, 
am 7. und 8. November demonstrierten die 
Bauarbeiter, im Gesundheitssektor fanden 
Streiks und Besetzungen statt. Am 7. No¬ 
vember fand ein Generalstreik statt, der von 
der GSEE (dem Allgemeinen Gewerk¬ 
schaftsbund) organisiert wurde. Er richtete 
sich gegen die hohen Lebenserhaltungsko¬ 
sten, die Privatisierung der Staatsfirmen 
und die willkürlichen Versetzungen der An¬ 
gehörigen des Öffentlichen Dienstes. 

Die verhaßte und eklige Sonderpolizei 
MAT fährt mit aller Brutalität drein, wie 
beipielsweise kürzlich in ein besetztes Kran¬ 
kenhaus und schlug Schwestern wie Kin¬ 
dern die Köpfe blutig. Das Land wird außer¬ 
dem zum Kriegsschauplatz hochgerüstet, 
die Südfront der NATO soll ausgebaut wer¬ 
den. Nachdem bereits 76 F-16 (atomar 
bestückte Raketen) aus Spanien nach Süd¬ 
italien verbracht werden, soll jetzt auch 
Griechenland, zusätzlich zu den dort bereits 
vorhandenen 40 F-16, weitere 20 F-16 er¬ 
halten! Zusätzlich dazu sind bereits 40 fran¬ 
zösische Mirage im Land. - Am 1. Novem¬ 
ber gab die Bush-administration bekannt, 
daß an Griechenland 20 Helikopter, 446 


Panzerabwehrraketen, Nachtsichtgeräte, 
Zielsucheinrichtungen zum Preis von 505 
Millionen Dollar verkauft werden! 

Extrem brutale Ausländergesetze sind in 
Vorbereitung: so sieht ein Gesetzesentwurf 
vor, daß ausländische Arbeiterinnen ihre 
Familien erst nach 5 Jahren nachholen dür¬ 
fen. Tagtäglich werden Fremde von öffent¬ 


lichen Plätzen von der Polizei verschleppt 
und anschließend ausgewiesen. Kürzlich ist 
ein Albaner, der nach Griechenland flüch¬ 
ten wollte, an der Grenze erschossen wor¬ 
den. Ein Warnschuß sei abgegeben worden 
- der Warnschuß traf ihn aber ins Herz! Er 
war zwischen 25 und 30 Jahre alt. Er hatte 
einen 5000 Drachmen-Schein (etwa 200 S) 
in der Tasche. Wer weiß, mit wieviel Mühe 
und List er ihn sich ergattern mußte. - Eine 
Politik, die noch einem Löschnak zum Vor¬ 
bild dienen könnte! 

Im Ausbildungssektor (Pedfa) ist die 
Mobilisierung wieder auf der Höhe ange¬ 
langt, auf der sie sich im vergangenen Jän¬ 


ner befand. Seit Mitte September, seit 
Schulbeginn also, haben auch wieder die 
Schulbesetzungen (katallpsis) begonnen - 
in der regierungsamtlichen Diktion der eng¬ 
lischsprachigen staatlichen Nachrichten¬ 
agentur werden sie sit-ins genannt. Anlaß 
für die Protestaktionen war unter anderem 
ein präsidentielles Dekret, mit dem die An¬ 
hebung des Notendurch¬ 
schnitts aus allen Fächern 
verfügt wurde, welcher 
Voraussetzung ist für die 
Berechtigung, ohne Zu¬ 
satzprüfung in den näch¬ 
sten Klassenzug aufzustei¬ 
gen. Man muß sich dabei 
vor Augen halten, daß es in 
Griechenland ein aufge¬ 
blähtes Notensystem gibt, 
das 20 Punkte umfaßt\ Wer 
allerdings nun in 4 Fächern 
unter 10 liegt, der kann nur 
weiterrücken, wenn er oder 
sie in weiteren 4 Einzelfä¬ 
chern über der Grenze von 
13 liegt. Aber nicht nur ge¬ 
gen diese mathematische 
Zersplitterung ihrer Klas¬ 
sen wehren sich die Schüle¬ 
rinnen vehement... 

Während der letzten drei Wochen fan¬ 
den mehrere Demonstrationen in Saloniki, 
sowie in Athen statt, und zwar diesmal 
hauptsächlich aus Schülerinnen bestehend 
- nur in Saloniki waren viele Studentinnen 
dabei. In beiden Städten - in denen Dutzen¬ 
de von Schulen besetzt sind - werden, zur 
Verzweiflung der christdemokratischen 
Regierung, die demonstrierenden und be¬ 
setzenden Schüler und Schülerinnen immer 
jünger: jetzt gehen sogar schon die 12- und 
13-Jährigen auf die Straße, und zwar sehr 
viele. An den radikalsten Höheren Schulen 
(Gymnasien, auf Griechisch: likfa) hat sich 


Albanische Flüchtlinge werden am Omoniaplatz festgenommen 



GRIECHENLAND 
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eine Widerstandskultur entwickelt - meist 
nennen sie sich anarchiki: anarchistisch! - 
die die Schulen als Orte radikaler Öffnung 
für die gesamte Bevölkerung ver¬ 
steht: Antischulen werden sie ge¬ 
nannt. Unglaublich und intensiv 
der Witz, der bei den Demonstra¬ 
tionen produziert wird. Den Pas¬ 
santen riefen die Athener Schüle¬ 
rinnen zu: Vielleicht könnt ihr mit 
Lottospielen Geld verdienen, damit 
ihr eure Kinder dann auf Privat- 
, schulen schicken könnt! (P6xte 
Lötto na bgälete leftä, na päte ta 
pediä sas sta idiotikä!) Oder man 
liest auf einem Spruchband:. Wir 
werden unsere Zukunft nicht denen 
anvertrauen, die unsere Gegenwart 
kaputtmachen! Oder es wird geru¬ 
fen: Gehen wir wieder ganz zurück, 
sollen nur die alten Zeiten wieder¬ 
kommen, und alle Schulen zu Ge¬ 
fängnissen werden! (Jirizume xanä, 
piso sta paliä, ftlakes na jfnune ola 
ta scholiä!) Wir wollen demokrati¬ 
sche Schulen und nicht Gewächs¬ 
häuser, in denen Schüler wie Pflan¬ 
zen herangezogen werden. (Thälu- 
me scholiä dimokratikä, ke öchi 
thermokfpia ja mathitäs fitiä!) - 

Die Jugendsekretärin des Syn- 
aspismös (des Bundes der traditio- 
nalistischen Kommunistischen 
Partei, der kleinen sozialreforme- 
rischen “inlandskommunisti¬ 
schen” Partei, sowie einer weite¬ 
ren, mehr im Zentrum gelegenen, Partei; 
sie wollen sich demnächst zu einer neuen 
Partei zusammenschließen!) hat sich ziem¬ 
lich explizit hinter die Schülerinnen, deren 
Forderungen und Bewegung gestellt. Am 
24. und 25. November wird - u.a. zu diesem 
Thema - ein gesamtgriechischer Kongreß 
der Synaspismös-Jugend in Athen stattfin¬ 
den. Die Schülerlnnen- 
und Jugendbewegung, die 
sich aus einer radikalre- 
formerischen Tendenz 
und einer radikal anti- 
. staatlichen, antiautoritä¬ 
ren zusammensetzt, die 
sich aber überlappen, will 
aber weder von einer Be¬ 
vormundung durch Pasok 
(die Papandreou-Soziali¬ 
sten), noch durch den 
Synaspismös etwas wis¬ 
sen. Die können ka Bankl 
reißen bei denen. 

Mehrere Male fanden 
während der vergangenen 
Wochen Großkundge¬ 
bungen von Schülerinnen 
statt, so am 17. Oktober 
und am 24. Oktober.(Die 
oben zitierten Losungen 
stammen daraus). Am 24. eine Demo vom 
Polytechnfo zum Erziehungsministerium. 


Dabei wurden Photographen angegriffen, 
einige Kameras zerstört, ein Bus verbrannt. 
Am 17: war ein Bullenmotorrad in Flam¬ 


Plakattext: Nationaler Widerstandskampf. Weg die Hände von 
den Pensionen. Die unversicherten Widerstandskämpfer 


men aufgegangen. Der Minister war am 24. 
nicht da, die Schülerinnen zogen ab; es wur¬ 
den Barrikaden errichtet: “anarchistische 
Elemente”. Demonstrantlnnen flüchteten 
in das Polytechnfo. Eine Stunde nach einem 
vom Rektor ausgesprochenen Ultimatum 
wurde das Polytechnfo geräumt. Die Polizei 
hatte das Polytechnfo - das Symbol des grie¬ 


chischen Widerstands gegen die faschisti¬ 
sche Junta - seit dem Faschismus nicht be¬ 
treten. Es gibt auch ein Gesetz, das soge¬ 


nannte äsylo, das das verbietet, und das hier 
eindeutig gebrochen wurde. 

5 Schüler, die an der Protestaktion vor 
dem Erziehungsministerium teilge¬ 
nommen hatten, wurden in einem 
beispiellosen Schnellverfahren zu 
Gefängnis zwischen 5 und 8 Jahren 
verurteilt, wie die staatliche Nach¬ 
richtenagentur AV/1 berichtet. Eine 
ganze stalinistische Liste von Ver¬ 
brechen wird ihnen zur Last gelegt: 
Beschädigung fremden Eigentums, 
Landfriedensbruch, Behinderung 
des öffentlichen Verkehrs, Körper¬ 
verletzung, Beleidigung der Staats¬ 
macht, Brandstiftung. (Wahr¬ 
scheinlich war’s so: vor dem Trä¬ 
nengas wurden Schutzfeuer errich¬ 
tet, dabei fing ein Teil des Polytech¬ 
nfo Feuer; genauere Berichte ha¬ 
ben wir noch nicht!) . 

Alle wurden in das Korydallos- 
Gefängnis - in der Nähe von Athen 
-verschleppt, in dem sich noch eine 
Reihe von Faschisten der griechi¬ 
schen Junta befinden. 

Weiteren 28 Jugendlichen, die 
verhaftet wurden, als die Polizei in 
das Polytechnfo einbrach, wird se¬ 
parat der Prozeß gemacht. Wie im 
Falle etwa der Kriminalisierung der 
italienischen Linken der 70-er Jahre 
scheint die griechische Euro-Regie¬ 
rung es zu beabsichtigen, auf ex¬ 
trem übertriebene Weise benach¬ 
barte Verbrechensvorwürfe inein¬ 
ander zu verschachteln, sodaß das einzelne 
Opfer aus diesem Gezwänge nicht mehr 
heraus kann. So wurden 6 von ihnen in ei¬ 
nem Schnellverfahren von verschiedenen 
Vorwürfen wie Vandalismus wieder freige¬ 
sprochen, 18 andere aber wurden wegen 
Vandalismus-zu Gefängnisstrafen von 1 bis 
3 Jahren verurteilt. Einer ist im Spital gelan¬ 
det, ihm wird ein Ex¬ 
traprozeß gemacht 
werden. Gegen alle 
aber wird noch wegen 
Brandstiftung verhan¬ 
delt werden! 

In den frühen Mor¬ 
genstunden des 2. 11. 
wurde ein mit 17 Per¬ 
sonen besetzter Poli¬ 
zeibus beschossen, ein 
Polizist wurde dabei 
getötet, 6 verwundet. 
Die Polizei sagt, die 
Waffen stammen aus 
dem selben Militärde¬ 
pot in Larissa, aus 
dem vor 2 Jahren be¬ 
reits Munition ent¬ 
wendet wurde, die von 
der Organisation 17. 
November bei mehre¬ 
ren anderen Gelegenheiten verwendet wur¬ 
de. 
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Palästina: 

Ramya: Widerstand gegen die Bulldozer 
der israelischen Siedlungspolitik 

Räumung bis 24. November aufgeschoben 

Die Einwohnerinnen eines kleinen Ortes in Galiläa namens Ramya — israelische Staatsbürgerinnen arabischer Abstammung—haben 
Anfang September einen Gerichtsbeschluß erhalten. Laut diesem Gerichtsbeschluß müssen sie ihre Häuser und ihr rechtmäßig 
registriertes Land verlassen, wo sie seit Generationen gelebt haben, damit eine Siedlung für Immigrantinnen aus der Sowjetunion an 
der Stelle gebaut werden kann. 

Ramya ist ein kleines Dorf mit 17 Familien und 96 Einwohnerinnen, in der Nähe der Stadt Carmiel. Ramya wird bewohnt von Menschen 
beduinischer Herkunft, die ihr nomadisches Leben seit Generationen aufgegeben haben. 

Landenteignung ist nicht neu, aber zum ersten Mal innerhalb von vierzig Jahren wird ein Dorf israelischer Araberinnen zerstört, um 
für Jüdinnen Platz zu machen. Nachdem nach wie vor viele Menschen nach Israel einwandern, ist die Zerstörung von Ramya 
möglicherweise der Beginn einer neuen Vertreibungswelle. Der Schlußstrich muß jetzt gezogen werden. 


“Die Vertreibung von ein paar Dutzend Araber¬ 
innen, die illegal auf öffentlichem Land wohnen 
—das ist der Preis für die Jüdisierung von Gali¬ 
läa. ”Adi Eidar, Bürgermeister von Carmiel 

(APC/TATblatt-Wien) 

Der Finanzminister des israelischen 
Staates hat die rechtliche Autorität, Land 
für jedweden “öffentlichen Bedarf’ zu ent¬ 
eignen. Zurückgehend auf ein britisches 
Mandatsgesetz aus 1943. Es gibt nur gerin¬ 
ge Möglichkeiten, die Tätigkeit des Finanz¬ 
ministers in dieser Hinsicht zu kontrollieren 
und einzuschränken. Bisher ist auch das 
kaum passiert. 

1976 wurden große Flächen von Land in 
Galiläa enteignet, auf dem sich arabische 
Siedlungen befanden. (Eine dieser Siedlun¬ 
genwar Ramya. Die Bewohnerinnen sagen, 
sie wurden niemals informiert.) Der größte 
Teil dieses Landes wurde explizit für eine 
zukünftige “Jüdisierung” (Judaization) von 
Zentralgaliläa bereitgestellt. Zig von klei- 
nenjüdischenSiedlungen,Mitzpim(Ausblik- 
ke) genannt, wurde mit kompletter Infra¬ 
struktur auf Hügeln angelegt, manche von 
ihnen wesentlich kleiner als Ramya. Ramya 
jedenfalls wurde als zu klein bezeichnet, um 
als Siedlung anerkannt zu werden, daher 


Über diesen Artikel 

Politische und technische Anmerkungen 

Dieser Artikel beruht zur Gänze auf 
Texten, die über Computernetzwerke — 
konkret über APC — zur Verfügung ge¬ 
stellt wurden. Dabei wurden die Texte in 
den Kästen ziemlich originalgetreu über¬ 
setzt, während der zentrale Text “Wider¬ 
stand gegen die Bulldozer...” aus vielen Ein¬ 
zelmeldungen zusammengesucht wurden. 

Weil die Texte im wesentlichen Überset¬ 
zungen sind, stimmen sie auch nicht nach 
Strich und Punkt mit unserer politischen 
Einschätzungen überein — auch deswegen, 
weil der Widerstand zu wesentlichen Teilen 
von Gruppen wie Peace now, Rabbis for 
Human Rights, International Jewish Peace 
Union (IJPU) organisiert wurden, die sich 
im wesentlichen mit dem israelischen Staat 
einverstanden erklären. Das tun wir (TAT¬ 
blatt) nicht. In diesem Zusammenhang geht 
es uns beispielsweise auch nicht um die Sta¬ 
bilität des Staates Israel, um die sich die 
Autorin oder der Autor im Text über nicht 


existiert es offiziell nicht. Obwohl Ramya 
lange vor der Gründung des Staates Israel 
existiert hat, bekommt es keinerlei Versor¬ 
gung, ist in keine Art von Netz eingegliedert, 
erhält sich selbst ohne Leitungswasser, 
Elektrizität, Kanalisation, gepflasterten 
Straßen, Schulen oder Krankenhäusern — 
ebenso wie 120 andere “nicht anerkannte 
Siedlungen” in “Green-line-Israel” (das 
sind die 1948 besetzten Gebiete). Diese Or¬ 
te bekommen auch keine Baubewilligun¬ 
gen, Neubauten werden abgerissen und Re¬ 
paraturen nicht zugelassen. Der Gedanke 
dabei ist, daß die Menschen den Ort verlas¬ 
sen. 

Das jüngste Anwachsen von Cärmiel, 
durch Immigrantinnen aus der Sowjetuni¬ 
on bedingt, hat die Vollstreckung der Ent¬ 
eignungen von 1976 durch die Landverwal¬ 
tung zur Folge. In Carmiel trafen zwischen 
100 und 150 Familien aus der Sowjetunion 
pro Monat ein. Die Menschen aus Ramya, 
von denen viele in Carmiel arbeiten, haben 
gute Kontakte zu den Jüdinnen dort. Sie 
sehen die veränderte Realität, und sie ha¬ 
ben ihre Bereitschaft erklärt, sich in eine 
Siedlung einzugliedern. Sie würden auch ei¬ 
nen großen Teil ihres Ackerbau- und Wei- 


anerkannte Siedlungen sorgt. Trotzdem 
können diese Äußerungen nicht ausgeblen¬ 
det werden, weil sie die Meinung und das 
Bewußtsein von Menschen, die in diesem 
Zusammenhang aktiv sind, wiedergeben. 

Seitens der Bewohnerinnen taucht nir¬ 
gends die Forderung nach Unterstützung des 
israelischen Staates oder der Immigration von 
Jüdinnen auf. Trotzdem lehnen die Bewoh¬ 
nerinnen von Ramya nicht grundsätzlich Im¬ 
migrantinnen — in diesem Fall aus der So¬ 
wjetunion — ab, sondern bieten ihnen an, 
gemeinsam mit ihnen zu leben. Damit wird 
deren menschliche Existenz als Flüchtige an¬ 
erkannt und nicht vor die politische gestellt. 
Das ist für uns ein wohltuender Gegensatz zur 
Situation beispielsweise in Österreich: Daß 
nicht die Vertriebenen, die Flüchtigen die 
Feindinnen sind—egal ob Araberinnen oder 
Jüdinnen (und Jüdinnen und Juden sind hi¬ 
storisch ein vertriebenes Volk) — sondern die 
Mächtigen, die Institutionen.» 


delandes für einen akzeptablen Ausgleich 
aufgeben, aber sie wollen genug Raum, daß 
ihre Kinder in der Nähe leben können, wenn 
sie erwachsen sind. Nichtsdestotrotz: Das 
Bezirksgericht sagt “Nein”, die Landverwal¬ 
tung sagt “Nein”, der Bürgermeister von 
Carmiel sagt “Nein”. 

Dagegen steht: Es ist unrechtmäßig und 
unmoralisch, Land mit dem Argument “öf¬ 
fentlicher Nutzung” zu enteignen, um Mit¬ 
glieder eines Volkes durch Mitglieder eines 
anderen Volkes zu ersetzen. 

Das Verhandlungsangebot der Behör¬ 
den: 500 qm Land pro Familie, um ein Haus 
woanders zu bauen. (Und woher sollen sie 
das Geld zum Bauen nehmen?) Insgesamt 
wurde das 1,2 Hektar Land bedeuten im 
Tausch für die acht Hektar, die jetzt im 
Namen der Dorfbewohnerinnen registriert 
sind. 

Der Bürgermeister von Carmiel traf vor 
kurzem erstmals mit Leuten aus dem Dorf 
zusammen (die den. Stadtgarten betreuen, 
auf den er sehr stolz ist). Möglicherweise als 
Reaktion auf den Druck der Öffentlichkeit 
bot er ihnen die 500 qm in Carmiel selbst an, 
am Stadtrand, aber nicht dort, wo sie jetzt 
wohnen. Aber das würde bedeuten, daß 
kein Raum zum Wachsen übrigbliebe, ant¬ 
worteten die Dorfbewohnerinnen. Es wür¬ 
de eine Nachbarschaft für eine Generation 
bedeuten. 

Seit Anfang September wird der Fall von 
Ramya auf eine Klage der Dorfbewohne¬ 
rinnen hin vom israelischen Obersten Ge¬ 
richtshofbearbeitet. Aufgrund der oben ge¬ 
schilderten Rechtslage wurde es aber als 
unwahrscheinlich eingeschätzt, daß der 
Räumungsbefehl widerrufen wird. Für die 
Menschen in Ramya war klar, daß sie den 
Ort nicht verlassen würden: “Der Friedhof 
ist hier”, sagen sie. “Wir sind hier.” 

Einen Tag vor dem geplanten Räu¬ 
mungstermin — am 15. September — fand 
eine kurzfristig einberufene Verhandlung 
statt, bei der der Räumungstermin auf den 
1. Oktober verschoben wurde. Am 26. Sep¬ 
tember wurde dann bekannt, daß der Ober¬ 
ste Gerichtshof den Bewohnerinnen von 
Ramya einen zweimonatigen Aufenthalt 
garantiert hat, mit der Folge, daß die israe- 
lische Regierung während dieser zwei Mo¬ 
nate keine Maßnahmen treffen kann, um 
die Menschen aus ihrem Dorf hinauszuwer- 
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fen. Diese “Schonfrist” läuft am 24. Novem¬ 
ber ab. 

Im Rahmen der Berichterstattung rund 
um Ramya wurde immer wieder deutlich 
gemacht: Nur öffentlicher Protest kann die 
Bulldozer aufhalten. Auch der vorläufige 
Aufschub wurde nur durch den Druck der 
Öffentlichkeit erreicht. 

Widerstand gegen die Räumung 

Auf mehreren Ebenen wurde versucht, 
gegen die Räumung Druck zu machen: an¬ 
gefangen von lokaler Öffentlichkeit und 
Aktionen der Straße bis hin zu Organisie¬ 
rung internationaler Öffentlichkeit über 
Computernetzwerke. Trotzdem wurde in 
diesem Rahmen immer klar ausgespro¬ 
chen, daß die Bewohnerinnen ihre Häuser 
nicht verlassen, selbst wenn die Bulldozer 
anfangen würden, das Dorf in Schutt und 
Trümmer zu legen. 

Von den Dorfbewohnerinnen wurde am 


17. August ein Aktionstag organisiert, der 
im Kasten über “Eindrücke aus Ramya” 
ausführlich besprochen wird. Am 14. Sep¬ 
tember fand eine Demonstration in Ramya 
statt, Olivenbäume wurden gepflanzt und 
Gräben gegraben, die die Bulldozer aufhal¬ 
ten sollten, die für 16. September angekün¬ 
digt waren. Nach der Verschiebung der 
Räumung auf den ersten Oktober wurde 
von der arabischen Gemeinschaft am 28. 
September eine Menschenkette und eine 
Demonstration organisiert. 

Parallel dazu wurde über Computer¬ 
netzwerke und Zeitungen eine internatio¬ 
nale Öffentlichkeit angesprochen. Eine 
Fax- und Telex-Kampagne wurde organi¬ 
siert, im Rahmen derer tausenden Perso¬ 
nen Faxe schickten an Israels Premiermini¬ 
ster Yitzhak Shamir, Bautenminister Ariel 
Sharon, den Vorsitzenden der israelischen 
Landverwaltung Gideon Vidkon und Adi 
Eidar, den Bürgermeister von Carmiel. In- . 
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frastruktur dafür wurde auch über Compu¬ 
ternetzwerke bereitgestellt: Mensch sendet 
übers Netzwerk einen Text an einen Com¬ 
puter im Netz, der den Text dann als Fax 
abschickt. 

Über die Öffentlichkeit in den USA wur¬ 
de versucht, die Bereitstellung der Kredit¬ 
garantien in der Höhe von 10 Milliarden 
US-Dollar zu verzögern, um Druck auf die 
israelische Verwaltung zu machen. Diese 10 
Milliarden stellt die US-Verwaltung dem 
israelischen Staat für die Einwanderung von 
Menschen aus der Sowjetunion zur Verfü¬ 
gung. Ein “Internationales Wassertribu- 
nal”, das vom 17. bis 21. Feber in Amster¬ 
dam die Missetaten von Konzernen und 
Regierungen aufzeigen soll, wird auch den 
Fall von Ramya behandeln. Dieses Tribunal 
wird von mehr als hundert europäischen 
Umweltschutzorgansiationen unterstützt. 

Die “Schonfrist” für die Menschen in 
Ramya läuft am 24. November ab.* 


Ründ 120 teilweise seit Jahrhunderten bestehende Dörfer in “Green line Israel” (dem 1948 besetzten Gebiet) sind nach wie vor nicht 
als Siedlungen anerkannt Sie bekommen keinerlei öffentliche Versorgung. 30 dieser Siedlungen haben nicht einmal einen Wasseran¬ 
schluß die rund 7.500 Menschen, die dort leben, müssen von Regenwasser, gekauftem Wasser oder aus — teilweise verseuchten — 
Brunnen leben, manche davon Zaun an Zaun mit gutversorgten neugegründeten Siedlungen. 

Delegationsbericht: 

Über “nicht anerkannte” palästinensische Siedlungen in Israel 


“Palästinenserinnen leiden, weil sie kein Zuhau¬ 
se haben, und Israel leidet, weil es keine Sicher¬ 
heit hat ” (Dr. Hatim Kana ’aneh) 

Viele palästinensische Dörfer existierten 
bereits zu Zeiten türkischer oder britischer 
Herrschaft vor der israelischen [’Jewish pe- 
riod’ im Originaltext]. Aber der alte Weg, 
eine Gemeinde zu betreiben, ist nicht der 
der israelischen Regierung entsprechende. 
Jüdische Gemeinden, Niederlassungen 
oder Kibbutzim sind geplante Siedlungen, 
weil jüdische Siedlerinnen unter Richtli¬ 
nien, die von der israelischen Regierung 
festgelegt wurden, neu begannen. Geplante 
Siedlungen setzen umfangreiche Papierar¬ 
beit voraus. Wenn eine Siedlung nicht ge¬ 
plant ist, existiert sie nicht auf der israeli¬ 
schen Landkarte. 

Wenn eine palästinensische Siedlung le¬ 
galisiert werden will, muß sie einen Plan 
machen, was detaillierte Vermessung vor- 
aüssetzt. Jeder Antrag auf eine Bewilligung 
für neue Versorgungssysteme muß von 12 
verschiedenen öffentlichen und Regie¬ 
rungsstellen bearbeitet werden, jede davon 
hat ein Vetorecht dabei. Die Vorbereitung 
eines Planes kostet mindestens 50.000 US-$ 
(rund 600.000 Schilling), und nur, wenn für 
eine Siedlung Gutachten und Pläne existie¬ 
ren, kann sie Versorgungssysteme wie Tele¬ 
fon, Elektrizität haben und Routinebewilli¬ 
gungen, die an neue oder bestehende Sied¬ 
lungen vergeben werden, beantragen. Eine 
Gemeinde kann Führungspersonen, Kin¬ 
der, Häuser und Steuerzahlerlnnen haben 
— sofern sie nicht anerkannt ist, wird sie 
nichts von der israelischen Regierung be¬ 


kommen. 

Unsere Delegation besuchte das nicht 
anerkannte Dorf Doreida, eines der mehr 
als siebzig Dörfer, die sich im Juni 1991 um 
Anerkennung bemüht haben. Auf unserem 
Weg war die Straße mit Erde blockiert, der 
Verkehr wurde zu einer nahegelegenen jü¬ 
dischen Siedlung .umgeleitet. Dorfbewoh¬ 
nerinnen sagten uns, daß Doreida geschlos¬ 
sen werden sollte. Wir räumten ein paar 
Erdklumpen weg und fuhren über den Stra¬ 
ßenrand, um ins Dorf zu gelangen. 

Die Häuser waren in der traditionellen 
Bauweise der palästinensischen Beduinln- 
nen gebaut, aus Felsbrocken, mit Betonbo¬ 
den und flachen Dächern. Obwohl Doreida 
dort seif der Herrschaft der Türken ist, ist 
es nicht mit dem jüdischen Staat verbunden 
und hat weder Schulen noch Versorgung. 
Kinder gehen bis zu zwei Meilen zu einer 
anderen, anerkannten Palästinenserinnen¬ 
siedlung, um zu lernen. Die Leute aus Do¬ 
reida haben bisher in Haifa Arbeit gefun¬ 
den, das ungefähr vierzig Meilen entfernt 
ist, aber mit der Ankunft von so vielen neu¬ 
en jüdischen Immigrantinnen entstehen 
möglicherweise Beschäftigungsprobleme. 

Die Dorfbewohnerinnen erzählen, daß 
sie regelmäßig von israelischen Behörden 
belästigt werden, die sie auch von der Karte 
der nicht anerkannten Siedlungen ver¬ 
schwinden sehen wollen. In Rama in Galiläa 
sprach unsere Delegation mit Dr. Hatim 
Kana’aneh, Gründer der galiläischen Ge¬ 
sellschaft für Gesundheitsforschung und 
Versorgung. Dr. Kana'aneh bezeichnete 
die sich verschlechternde Qualität des Was¬ 
sers als das gesundheitliche Hauptproblem. 


Ein Mitglied unserer Delegation, eine 
Ärztin, blieb einen Tag in einer Klinik unter 
freiem Himmel [O-Text: “out-door clinic”] 
in Arrabah-Naim, einer der ärmsten der 
nicht anerkannten Siedlungen. Das Dorf 
besteht aus rund 450 Menschen, die in Well¬ 
blechhütten wohnen, die in eine steile Hü¬ 
gelböschung aus trockenem Schutt hinein¬ 
gebaut sind. Es gibt eine Quelle, deren Was¬ 
serspiegel sieben Meter unter dem Boden 
liegt (letztes Jahr ertrank ein kleines Kind 
darin). Familien müssen Trinkwasser kau¬ 
fen, das in unbehandelten Tanks hinter den 
Häusern gelagert wird. Die Menschen, mit 
denen sie sprach, erinnerten sich, daß Men¬ 
schen seit der Zeit ihrer Großeltern in Ar¬ 
rabah-Naim lebten. 

Die Hälfte der Kinder über einem Jahr 
zeigte Zeichen von Unterernährung, eben¬ 
so war die Hälfte anämisch. Fleisch steht 
nicht auf ihrem Speiseplan. Es gibt zuwenig 
Wasser, um Gemüse anzubauen. Alle An¬ 
fragen um Wasser und Kanalisationssyste¬ 
me und um Erlaubnisse für die Reparatur 
ihrer Häuser wurden mit der Begründung 
abgelehnt, daß sie kein Dorf wären. Als sie 
fragte, warum sie nicht woanders hin gehen 
würden, sagten sie: “Warum sollten wir? Es 
ist friedlich hier für unsere Kinder, und es 
ist unser Land.” 

Von Arrabah-Naim aus ist in einer Ent¬ 
fernung von weniger als einem Kilometer 
eine acht Jahre alte Siedlung jüdischer Is¬ 
raelis zu sehen. Es ist eine kleine Gemein¬ 
schaft bescheidener Heime, mit Gras und 
Blumen, Wasser und Elektrizität und einer 
gepflasterten Straße.* 
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Eindrücke aus Ramya 


Auszüge aus einem Artikel von Maxine 
Nunn in “News from Within” vom 2. Sep¬ 
tember 1991 

“Wir werden nicht zögern, Gewalt anzu¬ 
wenden, um die Ansässigen von diesem Ort 
zu entfernen... ” Israelische Landverwaltung, 
15. August 1991 

“Wenn sie mit ihren Bulldozern kommen, 
werden sie uns in unseren Häusern begraben 
müssen. Wir werden diesen Ort nicht verlas¬ 
sen... ” EinE Sprecherin der Bewohnerin¬ 
nen des westgaliläischen Dorfes Ramya zu 
Journalistinnen, 17. August 1991 

[Die Menschen] in Ramya gehören alle 
zum al-Sawa’id Stamm, werden alle ange¬ 
führt von Brüdern oder Cousins, sind alle 
stark mit diesem Flecken Land verbunden, 
nur ein paar Kilometer von der jüdischen 
Stadt Carmiel entfernt. Beim Besuchen an¬ 
derer Familien im Dorf erfuhren ich und 
mein Gefährte, ein friedens- und men¬ 
schenrechtsaktiver Rabbi aus Jerusalem, 
wie der Stamm seit mehr als hundert Jahren 
seine Ziegenherden in diesem Umkreis ge¬ 
weidet hat, bis zum Entschluß, sich an dieser. 
Stelle anzusiedeln, weil es ein ruhiger, sau¬ 
berer und schöner Platz ist. Trotzdem, Le¬ 
ben war nie leicht oder einfach für sie. Seit 
den sechziger Jahren wurde die gesamte 
Region Teil eines Zielübungsgebietes der 
Armee, wo alles von normalen Geschossen 
bis zu schweren Artilleriegranaten daherge¬ 
flogen kommen kann. 

Yusef Sawa’id, einer der Anführer des 
Bewohnerinnenkomitees, erzählte uns, wie 
Hirtlnnenf?] — zu dieser Zeit lebten sie 
noch in Zelten — niedrige Steinmauern 
bauten, um vor Geschossen geschützt zu 
sein, während sie ihre Ziegen hüteten. “Du 
konntest die Geschosse über deinen Kopf 
hinwegfliegen hören, ’s-s-s-s’. Ein paar tra¬ 
fen Hütten und hinterließen Löcher in den 
Blechwänden, aber zum Glück wurde nie¬ 
mand getötet. Die traurige Sache ist,” sagte 
er, “daß mehrere Kinder 'gingen’, weil sie 
lebensgefährliche Ladungen angriffen, die 


explodierten. Diese Sachen töten, sie ver¬ 
wunden nicht nur. Das letzte Mal ist nur vier 
oder fünf Jahre her.” Aber sie hängen an 
ihrer Hügelspitze. 

“Wir dachten,” setzt Yusef fort, “daß die 
Schwierigkeiten vorbei wären, als sie Car¬ 
miel bauten. Die Armee würde nicht schie¬ 
ßen in einem Gebiet, in dem Jüdinnen und 
Juden lebten. Und das Schießen hörte auf. 
Aber jetzt bringt uns Carmiel ein schlimmes 
Problem...” Am 27. April 1991 erhielten 
Einwohnerinnen von Ramya Vorladungen ; 
zu einer Anhörung des Gerichtes, im Zu¬ 
sammenhang mit der Enteignung ihres 
Landes (mehr als 8 Hektar) und Häuser, 
um Platz für ein neues Viertel von Carmiel. 
Ihnen wurde mitgeteilt, daß das Land ein 
Teil der ausgedehnten Enteignungen von 
1976 sei, die zum großen Teil noch nicht 
umgesetzt wurden. (1976 lösten die Enteig¬ 
nungen die bekannten Land Day Demon¬ 
strationen aus, während der die Polizei 
sechs unbewaffnete arabische Demonstran- 
tlnnen tötete.) 

Das Land wurde auf dem Papier enteig¬ 
net, aber seine Bewohnerinnen lebten wei¬ 
ter darauf und bearbeiteten es, bis die “öf¬ 
fentliche Bedarf’, in dessen Namen die Ent¬ 
eignung durchgeführt wurde, unmittelbar 
wurde. In diesem Fall dauerte es fünfzehn 
Jahre... 

Am 16. Juni entschied das Bezirksgericht 
von Haifa zugunsten der israelischen Land¬ 
verwaltung und befahl den Bewohnerinnen 
von Ramya, innerhalb von drei Monaten 
ihre eigenen Häuser zu zerstören und zu 
räumen (im Austausch für einen kleinen 
finanziellen Ausgleichund kleine Stücke 
Land in B’eneh) —- bis zum 16. September 
—, und außerdem rückwirkend ab 1984 
Miete für die Nutzung des Landes zu zah¬ 
len. 

Unabhängig von politischen Parteien, 
aber mit der Einladung an alle, sie zu unter¬ 
stützen, riefen die Bewohnerinnen von Ra¬ 
mya zu einem Solidaritätstag am 17. August 
auf. Nach einer gutbesuchten Pressekonfe¬ 


renzwurde mit Sympathisantlnnen ein Pro¬ 
gramm im Dorf selbst durchgeführt. Unter 
einem Baldachin im Vorhof einer der Well¬ 
blechhütten hörten rund 200 Besucherin¬ 
nen und viele der Dorfbewohnerinnen lei¬ 
denschaftlichen Unterstützungsreden zu 
während ihnen — in der Tradition der be- 
duinischen Gastfreundschaft — Pflaumen, 
kalte Getränke und bitterer beduinischer 
Kaffee serviert wurden. Yusef Sawa’id und 
andere sprachen über die Bereitschaft der 
Dorfbewohnerinnen, “ihren Teil bei der 
Aufnahme der Immigrantinnen zu über¬ 
nehmen”. Wie einE, Sprecherin deutlich 
machte, haben Dörfer in diesem Gebiet be¬ 
reits “die ganze Stadt Carmiel aufgenom¬ 
men”, die auf rund 800 Hektar ihres Landes 
gebaut ist. Trotzdem wiederholten sie ihren 
Willen, Land für die Ansiedlung von Immi¬ 
grantinnen aus Rußland zur Verfügung zu 
stellen: “Wir anerkennen ihr Bedürfnis. 
Laßt sie kommen und unter uns leben, in 
einem gemischten Viertel von Carrhiel. 
Dann bekommen wir vielleicht auch Was¬ 
ser, Elektrizität und sogar Kanalisation... 
aber es ist nicht fair, uns unser Land zu 
nehmen, uns zu vertreiben aus unseren 
Häusern, die uns gehören.” 

Ein Thema, das wiederholt angespro¬ 
chen wurde, war die Notwendigkeit für Ar¬ 
aberinnen und Jüdinnen, sich zu vereinen 
im Widerstand gegen die Entwurzelung die¬ 
ses Dorfes, und angesichts der Bulldozer 
zusammen zu halten, falls der legale Weg 
(’legal battle’) schiefgeht. Nur die Zeit wird 
klären, wie viele der Versprechungen gehal¬ 
ten werden—von Knesset-Mitgliedern und 
Kibbutznikim, Bürgermeisterinnen und 
Friedensaktivistinnen, Araberinnen und 
Jüdinnen, wieviele der starken Worte in 
Taten umgesetzt werden. Aber die Stim¬ 
mung im Dorf war gut, als die Versamm¬ 
lung aufbrach, und die meisten Unterstüt¬ 
zerinnen in die “Zivilisation” zurückfuhren, 
Ramya in seiner bedrohten Ruhe und Ein¬ 
samkeit zurücklassend.* 


bezahlte Anzeige: 



Chlorfrei gebleicht 

.Die Papierindustrie Ist auf eine Ihrer Sünden gestoßen, die sie natürlich nie 
begangen hatte: Die Chlorbleiche. Nun wird mit viel Tamtam chlorfrei gebleichtes Papier 

zum "neuen Umweltschutzpapier" hochgejübelt. 
Wir stellen ohne Tamtam fest, daß in einer ökologischen Gesamtbilanz 
Recyclingpapier aus 100% Altpapier nach wie vor um Längen voraus ist. 


Das andere Papier. ' papierTIGER GmbH, 1070 Wien, Westbahnstr.40. Tel. 5,233071. Fax. 523307122. 
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Gegen Nazis 


(TATblatt/einige Zeitungen/Angriffserklärun- 
gen) 

Karl Polacek lud alle Mitglieder und 
Freunde der FAP anläßlich des österreichi¬ 
schen Nationaltages am 26.10. zu einem 
Schulungswochenende in sein Haus in 
Mackenrode/Göttingen ein. Auf dem 
Programm standen neben Gesang am 
Kamin, einer Teepause usw. auch Vor¬ 
träge über: “Österreich, ein wichtiger 
Teil des Reiches” und “Das Wesen der 
Korruption in der BRD. Autonome - 
Anarchoböbel - Kommunisten und 
Ausländerbanden die Kettenhunde des 
BRD-Regimes!” Doch rund 50 motori¬ 
sierte und gut vermummte Antifaschi¬ 
stinnen konnten das Schulungswochen¬ 
ende zu dem sich etwa 30 Faschisten 
einfanden zerschlagen, indem sie Pola- 
ceks Haus, eine wahre Stacheldrahtfe¬ 
stung, mit Molotwococktails, Pflaster¬ 
steinen und anderen “feinen” Sachen 
angriffen. Laut Zeitungsberichten ge¬ 
schah der Angriff so schnell, daß Polizi¬ 
sten, die das Haus beobachteten nicht 
■mehr eingreifen konnten. Dabei wur¬ 
den 15 Faschisten verletzt, 3 von ihnen 
mußten sich für weitere Behandlungen 
ins Krankenhaus begeben. Polacek selbst 
kam ziemlich ungeschoren davon. Die Fa¬ 
schisten konnten auch die auftretenen 
Brände löschen, und Polaceks Haus — in 


dem er sich im Falle eines gerichtlichen 
Vollzugs seiner Ausweisung (nach Öster¬ 
reich!; Anm.) notfalls verschanzen will — 
steht noch immer. Über Verhaftungen der 
Antifaschistinnen ist nichts bekannt. 


Es ist aber auch noch nicht bekannt 
wann, wohin oder ob überhaupt Polacek 
nach Österreich kommt, denn er hat Beru¬ 
fung gegen seine Ausweisung eingelegt. 


Doch ist bekannt geworden, daß es sehr 
wohl Verbindungen österreichischer Faschi¬ 
sten nach Göttingen bzw. zu Polacek gibt. 
So verbrachten einige österreichische Skin¬ 
heads im Frühjahr 91 einige Tage in Göttin¬ 
gen. Mensch kann sicher sein, das sie 
sich auch mit dem göttinger “Skin- 
führer” Polacek getroffen haben. 

NDP-Treffen verhindert 

Wieder(!) rund 50 Antifaschistin¬ 
nen versammelten sich am 25.10.91 
vor einer bursfelder Gaststätte in 
dem sich 6 Faschisten befanden um 
den bevorstehenden NPD-Parteitag 
vorzubereiten. Die Wirtin der Gast¬ 
stätte konnte nach Gesprächen mit 
der von ihr gerufenen Polizei und 
den Antifaschistinnen überzeugt 
werden, den Vertrag mit den Faschi-, 
sten aufzulösen. Weitere Faschisten, 
die später ankamen wurden von der 
Polizei und der Wirtin abgewiesen. 
Die Antifas zogen ab, nicht ohne ei¬ 
nige Sprühparolen und einige zersto¬ 
chen Polizeireifen zu hinterlassen. 
Noch eine kurze Anmerkung zur 
Angriffserklärung: 

Thorsten Heise ist der 2 Mann, hinter 
Polacek, in der Niedersächsischen Faschi¬ 
stenszene. 


Folgende Nachricht fanden wir in unserem Briefka¬ 
sten: 

Wir kommen wieder! 

Freitag, 25.10.91, Vorbereitungstreffen 
für NPD-Parteitag in Bursfelde verhin¬ 
dert. 

Samstag, 26.10.91, Angriff auf FAP- 
Schulungstreffen in Mackenrode, Pola¬ 
cek, Heise, usw. machen ungestört wei¬ 
ter. Ausweisungs- und Gerichtstheater 
sind nur Propagandalügen der herr¬ 
schen Politik. 

Die antifaschistische Selbsthilfe organi¬ 
sieren - Nazis aufs Maul 
Autonome Antifaschisten und Antifa¬ 
schistinnen. 


Kein Fußbreit den Faschisten !!! 


(interim/wäst berljn) 

Am Samstag nachmittag (anm.tip.: dürf¬ 
te sich um den 26.10. handeln) haben wir 
Oliver Schweigert erwischt. Wir hoffen, daß 
die Verletzungen so schwer sind, daß dieses 
Oberschwein da noch lange viele 
Probleme mit hat. 

Zur Aktion: An diesem 
Nachmittag meinte Schweigert 
in Ruhe ein Interview fürs fran¬ 
zösische Fersehen auf dem 
Mauerstreifen Bernauerstraße 
geben zu können, doch da hat¬ 
ten sich sowohl er als auch die 
Sensationshaie getäuscht. Wir 
griffen in die Situation ein und 
jagten O.S. in einen Hausein¬ 
gang, wo er Prügel bezog. Bevor 
sich die Repoterärsche still¬ 
schweigend verpissen konnten, 
entwendeten wir ihnen die auf¬ 
genommene Nazipropaganda. 

Der seit der “Wende” konti¬ 
nuierlich ansteigende rassisti¬ 
sche und faschistische Terror auf der Straße 
ist nicht eine spontane Agressionsentladung 
orientierungsloser Jugendlicher, sondern 
wird von staatlicher Hetze gegen Flüchtlin¬ 


ge und reißerisch-sensationsorientierter 
Presse angeheizt. Organisierte Nazistruktu¬ 
ren wie FAP, NF, NO und NA sind dabei 
diejenigen, die staatlich gewollte Ein¬ 
schüchterung von Flüchtlingen und linker 


Opposition durch Terror auf der Straße 
praktisch durchsetzen. Sie rekrutieren rech¬ 
te Jugendliche, organisieren gezielte Aktio¬ 
nen gegen Flüchtlinge und Arbeitsmigran- 
tenlnnen. 


Weiterhin sorgen sie für die propagandi¬ 
stische Vorbereitung und pressewirksame 
Vermittlung dieser Aktionen. Dabei arbei¬ 
ten sie oft mit der Presse Hand in Hand: sie 
sorgen für die Horrorberichte zur Aufla¬ 
gensteigerung und bekom¬ 
men dafür kostenlos wer¬ 
bewirksame Auftritte im 
Fernsehen oder in Zei¬ 
tungsinterviews. Oft lassen 
sie sich dafür auch noch gar 
bezahlen und können mit 
dem Geld ihre Organisa¬ 
tionsstrukturen weiter aus¬ 
bauen. 

In Zeiten, in denen täg¬ 
lich rassistische und faschi¬ 
stische Angriffe unter In¬ 
kaufnahme von Todesop¬ 
fern bis hin zu bewußt ge¬ 
planten Mordanschlägen 
stattfinden, kann es nicht 
mehr darum gehen, die Öf¬ 
fentlichkeit auf ein Prob¬ 
lem aufmerksam zu machen, das wohl allen 
die es wissen wollen hinreichend bekannt ist. 
Die Zeitungen sind voll davon! 

Sensationslüsterne Presse und Fernseh- 



Alexander Tietze, Oliver Schweigen und Gottfried Küsset 
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ANTIFA 


berichterstattung unterschlägt und/oder 
entpolitisiert jeglichen Widerstand dage¬ 
gen. Sie zeigen in erster Linie wehrlose Op¬ 
fer und Resignation (Flüchtlinge kehren in 
ihre Herkunftsländer zurück, sind machtlos 
gegen Terror usw.). Das führt innerhalb der 
Bevölkerung zu wachsender Abstumpfung, 
Einschüchterung und Akzeptanz von im¬ 
mer übleren Angriffen. Wenn wir Bevölke¬ 
rung sagen, dann meinen wir genauso uns 
wie jede/n andere/n hier. 

Die rassistischen/sexistischen Überfälle 
auf die drei Frauen in Zehlendorf, bei de¬ 
nen eine Frau ermordet wurde, hätten vor 
einem Jahr noch ganz andere Reaktionen 
hervorgerufen. 

Fakt ist aber, es gibt Widerstand! Flücht¬ 
linge organisieren und bewaffnen sich und 
wehren sich auch zunehmend gegen Nazi¬ 
terror. Diesen Widerstand befürworten 
und unterstützen wir. 

Die Faschisten sind nicht unangreifbar. 

Diese Aktion hat uns gezeigt, daß das 
Bild, das wir mittlerweile von Faschisten 
.haben, nicht stimmt. Es war überraschend 
leicht, Oliver Schweigert zu erwischen, ihm 
eine seiner eigenen Methoden am eigenen 
Leib spürbar zu machen und ihm seine ar¬ 
rogante Sicherheit zu nehmen. 

Gemiensam und auf allen Ebenen wol¬ 
len wir in die Offensive kommen und den 
Naziterror auf der Straße und die Presselü¬ 
gen bekämpfen. Ein Teilbereich dieser Or¬ 
ganisierung beinhaltet ein offensives Vor¬ 
gehen gegen die Kader faschistisch-militan¬ 
ter Organisationen, wie z.b. O.S. von 
FAP/NA. 

Ein anderer Teil ist die wirkungsvolle 
Verhinderung sensationsgeiler Medienbe¬ 
richterstattung. 

Hört auf zu jammern, es hat doch erst 
angefangen! 

Leistet Widerstand — gemeinsam sind 
wir stark! 

autonome antifaschistische Aktivistin¬ 
nen 

Verschärfte Grüße an die Genossinnen, 
die in Göttingen Karl Pollaceks Haus an¬ 
gegriffen haben!!!! 

Oliver Schweigert wurde nachdem er im 
Aufbau der Faschozentrale Weitlingstra¬ 
ße/Ostberlin maßgeblich beteiligt war, an- 
fang 90 von Michael Kühnen zum Reichs¬ 
leiter Ost der FAP ernannt. 
***** ***** 
WAS Fehlt fax™ tw schon 
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Weyer (Oberösterreich) 

Bombenattrappe gegen Rechts¬ 
extremistentagung 

Antifaschisten vorläufig wieder frei 

(TATblatt-Wien) ' 

Wie im TATblatt minus 42a berichtet, wurde gegen eine Tagung der rechtsextremen 
“Aktionsgemeinschaft für Politik” am Wochenende um den 1.2. Oktober eine Bombendro¬ 
hung geäußert. Eine darauffolgende Durchsuchung der Veranstaltungsräume durch die 
Polizei verlief ergebnislos. Erst nach der Tagung fand eine Putzfrau die vermeintliche 
Bombe auf einem Klosett. Diese “Bombe” war — wie mittlerweile feststeht — allerdings 
lediglich eine Attrappe. 

Am 24. Oktober wurden 2 verdächtigte Antifaschisten in Untersuchungshaft genom¬ 
men, nachdem bei einer Hausdurchsuchung in ihrer Wohnung Teile gefunden wurden, wie 
sie auch Bestandteil der Attrappe waren. Die beiden Antifaschisten bekannten sich in 
weiterer Folge dazu, die Drohung verfaßt, sowie die Bombenattrappe gebastelt und ver¬ 
steckt zu haben (amtsdeutsch: sie gestanden). Nachdem ein behördliches Sachverständi¬ 
gengutachten die Ungefährlichkeit der Attrappe bestätigt hatte, wurden die beiden nach 
etwa einer Woche Haft aus dem Gefängnis entlassen und auf freiem Fuß angezeigt. Ein 
folgenschwerer Prozeß — zumindest wegen gefährlicher Drohung — steht noch gefährlich 

drohend im Raum. __;__ 

Zur Erinnerung: Bei der “Aktions¬ 
gemeinschaft für Politik" (AFP) han¬ 
delt es sich um einen “ideologisch-kul¬ 
turellen Verband mit wichtiger integra- 
tiver Funktion im rechtsextremen La¬ 
ger Österreichs”, sowie um eine “Ver¬ 
bindungsstelle zu ausländischen 
Rechtsextremisten.” Die AFP ist Her¬ 
ausgeber der “Kommentare zum Zeit¬ 
geschehen”, hat ein “Naheverhältnis” 
zu Otto Scrinzy und unterhält “Quer- 
Verbindungen” u.a. zu ANR, NDP, 

FPÖ und DVU. (aus “Rechstextremis- 
mus in Österreich”, herausgegeben 
vom Dokumentationsarchiv des öster¬ 
reichischen Widerstandes)» 


Linz: Kundgebung von 
Faschisten 

Am Samstag nachmittag den 
2.11.91 hielten etwa 40 Faschisten eine 
Kundgebung in der Linzer Innenstadt 
ab. Die angemeldete Kundgebung 
konnte ungehindert und von den Bul¬ 
len geschützt stattfinden. 

Es gab zwar eine Gegenmobilisie¬ 
rung von Antifaschistinnen, doch da 
mit einem Angriff auf türkische/kurdi¬ 
sche Geschäfte und Lokale seitens der 
Faschisten gerechnet worden war, 
wurde vor allem der Schutz der tür¬ 
kisch/kurdischen Infrastruktur organi¬ 
siert. 

Der befürchtete Angriff blieb zwar 
aus, doch die Faschisten konnten an 
diesem Samstag ungehindert ihre 
Kundgebung durchführen und sich si¬ 
cher in der Stadt bewegen (teilweise in 
unmittelbarer Nähe von Antifaschi- 
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WERBUNG 


Solidarische Grüsse an die au¬ 
tonomen/ linksradikalen Zeitun¬ 
gen dieser schnöden Welt. 

Laßt uns die Kriminalisierung 
revolutionärer Inhalte gemein¬ 
sam Zurückschlagen. 

Was wir zu uns loswerden wol¬ 
len: -Wir verschicken Einzel- 

abos an Zeitungen, Zentren, In¬ 
foläden und in den Knast. Gibts 
noch Adressen, die ein Abo wol¬ 
len? -Razz ist umsonst. Wir 
brauchen Spenden. -Schickt uns 
Infos und Artikel aus euren 
Städten und Dörfern. Adresse: 
Katharina Stock Schaufelderstr 
29 3000 Hannover (nicht Razz 
draufschreiben) 


in der nächsten Nummer. 
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Erklärung 

morgens hörst du die nachrichten: “bundesin- 
nenminister Schäuble schlägt vor, daß die west- 
und osteuropäischen länder eine abgestimmte 
und umfassende abwehrstrategie gegen die ein- 
reise von flüchtlingen entwickeln sollen.” 

du gehst beim bäcker vorbei, im laden hörst du, 
wie die Verkäuferin zur kundin sagt: “da muß 
man aufpassen, die klauen doch immer.” sie 
meint einen mann, mit schwarzer hautfarbe, der 
vor dem ladenregal steht. 

mittags schlägst du die zeitung auf und liest die 
Überschrift: “brandanschlag auf flüchtlings- 
wohnheim.” einige bewohner/innen wurden mit 
rauchverletzungen ins krankenhaus eingeliefert. 

du fährst in die stadt. unterwegs triffst du eine 
kurdische genossin. sie erzählt dir, daß ihre vor 
einer woche abgeschobene freundin in der türkei 
festgenommen wurde, sie haben sie mehrere ta¬ 
ge gefoltert, abends gehst du in deine szene-knei- 
pe. dort hängt ein plakat: “internationales fest 
für Völkerverständigung mit ausländischem es¬ 
sen und afrikanischer trommelmusik.” 

dies ist sicherlich nur ein ausschnitt von dem, 
was wir täglich hören, lesen und sehen, beispiele 
für den alltäglichen rassismus und vernichtungs- 
willen, dem die hier lebenden flüchtlinge und 
immigrant/inn/en permanent ausgesetzt sind. 

Situationen, die auch bei uns wut und haß ge¬ 
gen die dafür verantwortlichen hervorrufen. 

doch durch unsere politische arbeit wissen wir, 
daß betroffenheit alleine keine ausreichende 
grundlage für kontinuierliches politisches han¬ 
deln ist. denn erst das analysieren der herr- 
schaftsverhältnisse, daß z.b. rassismus ein inte¬ 
graler bestandteil der imperialistischen ausbeü- 
tung ist und daß diese durch die rassistische 
Sozialisation jeder und jedes einzelnen gesell¬ 
schaftlich abgesichert wird, macht es uns mög¬ 
lich, ansatzpunkte für revolutionären widerstand 
zu finden, hinzu kommt, daß betroffenheit allein 
dazu führen kann, in flüchtlingen und immi¬ 
grant/inn/en nur die opfer zu sehen, anstatt auch 
ihren tagtäglichen widerstand gegen die hier be¬ 
stehenden herrschafts- und Unterdrückungsver¬ 
hältnisse wahrzunehmen. 

es ist notwendig, daß wir unsere rassistische 
sichtweise ablegen und unseren blickwinkel er¬ 
weitern: 

ob in überfüllten sam- 
mellagem oder auf dör- 
fem in der ex-ddr, ob auf 
ämtem oder auf der Stra¬ 
ße - überall kämpfen sie 
gegen ihre diskriminie- 
rung und für ein men¬ 
schenwürdiges leben. 

sie organisieren sich 
und machen demonstra- 
tionen, besetzungen, 
hungerstreiks und andere 
Protestaktionen. 

HERRSCHAFTSAB¬ 
SICHERUNG AUF 
UNTERSTER EBE¬ 
NE 

die ausländerbehörde 
spielt für flüchtlinge und 
immigrant/inn/en eine 
zentrale rolle, permanent 
sind sie mit dem institu¬ 
tionalisierten rassismus 
dieser behörde konfron¬ 
tiert. 

auf der grundlage des 
ausländergesetzes und 
anderer sondergesetze 


wird hier über aufenthaltsstatus, arbeitserlaub- 
nis oder ausweisung entschieden. 

neben diesem in gesetze gegossenen rassismus ' 
treffen flüchtlinge und immigrant/inn/en auf den 
rassismus der schreibtischtäter/innen und müs¬ 
sen sich gegen deren willkür, Schikanen und er- 
niedrigungen zur wehr setzen, die beamt/inn/en 
spielen in vielen fällen ihre macht aus, z.b. wenn 
sie flüchtlingen die notwendige erlaubnis zum 
besuch von familienangehörigen in einem ande¬ 
ren landkreis verwehren. 

immer bleibt flüchtlingen und immi- 
grant/inn/en das gefühl, hier nicht erwünscht zu 
sein, den herrschenden normen in den metropo- 
ien nicht zu entsprechen, weil sie bestimmte kri- 
terien nicht erfüllen: 

sei es die richtige hautfarbe oder das richtige 
geschlecht, sei es ausreichenderwohnraum oder 
die angepaßte politische Überzeugung, sei es die 
falsche kultur oder religion, sei es die unbrauch¬ 
bare arbeitskraft oder die herkunft aus dem tri- 
kont. 

die mechanismenzurabsicherungder imperia¬ 
listischen, rassistischen, patriarchalen herrschaft 
greifen auf unterster ebene: 

die beamt/inn/en kontrollieren deren alltag 
und politische aktivitäten. die beamt/inn/en lei¬ 
ten die abschiebung ein, wenn flüchtlinge und 
immigrant/inn/en nicht oder nicht mehr verwert¬ 
bar sind. 

auch einzelne, sozial eingestellte beamt/inn/en 
ändern nichts an der tatsache, daß sie handlan¬ 
ger/innen der imperialistischen migrationspoli- 
tik sind. 

DAS UNRECHT IST NICHT ANONYM, 
ES HAT EINEN NAMEN UND EINE 
ADRESSE. 

(brecht) 

z.b. das ausländeramt in der steinbeisstraße in 
böblingen. am 22.8.1991 haben wir bei diesem 
amt einen Sprengsatz gezündet, 

DER ANGRIFF AUF DIE DE-FACTO- 
FLÜCHTLINGE 

mit der einführung des sogenannten neuen 


ausländergesetzes am 1.1.1991 eröffneten die 
herrschenden in der brd eine neue etappe gegen 
die menschen aus nicht-eg-Iändern. 

es ist die grundlage für die am 3.5. auf der 
innenministerkonferenz beschlossenen abschie- 
bungen von de-facto-flüchtlingen. 

über 50000 menschen, die bisher “wegen der 
besonderen läge im heimatland” aus humanitä¬ 
ren gründen in der brd geduldet wurden, sollen 
jetzt wieder der Verfolgung und Vernichtung aus¬ 
gesetzt werden. 

gegen die angekündigten massenabschiebun- 
gen regte sich überwiegend aus dem humani¬ 
stisch-christlichen Spektrum protestier dazu 
beigetragen hat, daß es am 15.7. zu einer erneu¬ 
ten innenministerkonferenz kam. 

die herrschenden änderten die modalitäten' 
der abschiebungen und einigten sich auf eine 
Salamitaktik, der bisher praktizierte generelle 
abschiebestopp für flüchtlinge aus bestimmten 
ländern wurde beseitigt, flüchtlinge sollen je 
nach herkunftsland zeitlich versetzt abgescho¬ 
ben werden. 

daß diese politik jetzt nur noch die ab dem 
1.1.1989 eingereisten de-facto-flüchtlinge betref¬ 
fen soll, ändert nichts am Zynismus der brd, men¬ 
schen überhaupt in krisen- und kriegsgebiete 
abzuschieben. 

diese aktuelle regelung entspricht voll und 
ganz den bürokratischen und organisatorischen 
möglichkeiten der abschiebebehörden. 

wir sehen dahinter das ziel, das reformistische 
und christliche Spektrum zu beruhigen und den 
gemeinsamen solidarischen widerstand der be¬ 
troffenen zu spalten und zu isolieren. 

den von abschiebung bedrohten de-facto- 
flüchtlingen bleibt nur noch die möglichkeit der 
einzelfallprüfung, etliche wissen, daß dieser weg 
aussichtslos ist und reisen stattdessen “freiwil¬ 
lig” aus, bzw. versuchen, illegal in ein anderes 
land zu kommen. 

KRIEG GEGEN DIE IMMI¬ 
GRANT/INN/EN UND FLÜHCTLINGE 
ABSCHOTTUNG UND SELEKTION 

innerhalb der eg wird es für flüchtlinge und 
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immigrant/inn/en schon vor dem inkrafttreten 
des Schengener abkommens zunehmend schwe¬ 
rer, sicher zu leben, 

so will z.b. frankreich rigoros gegen legale und 
illegale flüchtlinge Vorgehen und über 70000 von 
ihnen abschieben, ein französischer regierungs- 
sprecher nennt diese politik gegen die illegalen 
immigrant/inn/en konsequenterweise krieg. 

es ist ein krieg in italien, der mit brutalster 
härte gegen albanische flüchtlinge geführt wird, 
die italienischen behörden schrecken nicht davor 
zurück, tausende von menschen im Stadion von 
bari zu internieren, um sie dann zu deportieren, 
durch die absichtlich ungenügende Versorgung 
mit lebensmittein, die miserable ärztliche be- 
treuung und den einsatz von waffen, haben sie 
verletzte und tote in kauf genommen. 

es ist ein krieg, der flüchtlinge oft schon um¬ 
bringt, wenn sie z.b. aus dem maghreb unter 
lebensgefährlichen bedingungen übers meer 
nach Spanien fliehen müssen. 

an den grenzlinien zwischen nord und süd wird 
der krieg bald die form des krieges der usa an- 
nehmen, die schon jahrelang am rio grande auf 
die immigrant/inn/en aus dem Süden schießen. 

inzwischen ist überall in den metropolenstaa- 
ten offensichtlich, wie dieser spezialkrieg aus¬ 
sieht und sich entwickeln wird, die bürgerlichen 
medien verbreiten im sinn der herrschenden das 
schieckensszenario von einer “flüchtlingsflut”, 
als ob nicht bekannt wäre, daß die mehrheit der 
migrant/inn/en (80% davon sind frauen und kin- 
der) innerhalb des trikonts selbst flüchten, nur 
ein geringer teil der menschen, die auf der flucht 
sind, kommen bis nach europa. genauso bekannt 
ist, daß die imperialistische, patriarchale und ras¬ 
sistische ausbeutungspolitik der metropolenlän- 
der zur massiven Zerstörung der subsistenzwirt¬ 
schaft im trikont beiträgt, das ist eine der haupt- 
ursachen für die weltweite migrationsbewegung. 

die folgen dieser Zerstörung treffen frauen und 
männer unterschiedlich, frauen haben im gegen- 
satz zu männern weit weniger die möglichkeit zu 
lohnarbeit in weiter entfernten ländern oder an¬ 
deren kontinenten. sie sind weniger mobil, weil 
sie die Versorgung der familie leisten müssen, 
wenn sie flüchten, flüchten sie zumeist in nach- 
barregionen oder in angrenzende länder, vege¬ 
tieren in flüchtlingslagem dahin, oder versuchen 
ihr nacktes überleben in den großstadtslums zu 
organisieren, “bestenfalls” werden die jüngsten 
und gesündesten von ihnen in den Weltmarktfa¬ 
briken vemutzt. vielen frauen bleibt oft nichts 
anderes übrig, als sich als prostituierte über was- 
ser zu halten, nicht selten müssen sie sich an 
weiße sextouristen verkaufen. 

erst in den letzten jahren kommen aus be¬ 
stimmten trikontländem und Osteuropa mehr 
frauen als früher in die reichen metropolen. hier 
erwartet sie eine patriarchale gesetzgebung, die 
sie zum rechtlosen anhängsel der »ehe-«männer 
macht, und ein sexistisches klima, das sie zwingt, 
sich und ihren körper für die rassistisch-sexisti¬ 
schen interessen weißer männer zu prostituie¬ 
ren. 

die frauen haben auch in den metropolen die 
aufgabe, “ihre” männer zu reproduzieren. 

frauenspezifische fluchtgründe werden im 
asyiverfahren nicht anerkannt, als ehefrauen er¬ 
halten sie kein eigenständiges, gesichertes auf¬ 
enthaltsrecht. 

nur wenige frauen und männer haben das oft 
zweifelhafte glück, den weg in den reichen nor¬ 
den zu schaffen, sie sind die sinnlich erfahrbare 
rückwirkung der folgen der imperialistischen 
ausplünderung, der ökologischen Zerstörung 
und der dadurch entstehenden kriege und befrei- 
ungskämpfe. 

dazu schreiben immigrant/inn/en: 

“heute, wo fast 20 millionen immigrantlnnen 
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in den europäischen Staaten leben, kann nie¬ 
mand mehr die realität verdrängen, daß aus der 
armut eine Völkerwanderung stattfindet: zu dem 
reichtum. Ursachen für diese Völkerwanderung 
sind 500-jährige kolonialgeschichte, neue kolo- 
nialistische und gegenwärtige export- und kriegs- 
wirtschaft. aufgrund dieser jahrhundertelangen 
kolonialistischen und imperialistischen ausbeu¬ 
tungspolitik herrscht im größten teil der weit 
hunger und armut. und aufgrund dieser politik 
sind die in den metropolen lebenden menschen 
privilegiert und im Wohlstand, deshalb sind die 
menschen, die aus der armut zu dem reichtum 
immigrieren, berechtigt, hierzubleiben. EGAL, 
AUS WELCHEM GRUND SIE DA SIND, die¬ 
se migration ist als eine art kriegsführung zu 
verstehen, gegenüber den armutsverursachem 
und als eine art manöver, um vorzuzeigen, daß 
sie berechtigterweise anspruch auf die jahrhun¬ 
dertelang geraubten güter geltend machen wer¬ 
den.” (aus: radikal nr. 142) 
diese alte neue weltordnung, die jetzt gegen¬ 
über den flüchtlingen und immigrant/inn/en die 
letzten masken fallen läßt, zeigt offenkundig für 
jede/n, die'und der es sehen will, wie der impe¬ 
rialistische weg als globales 
modell faktisch funktioniert. 

der Status quo kann in den 
reichen, relativbefriedeteri me¬ 
tropolen nur abgesichert wer¬ 
den, wenn 3/4 der weit abge¬ 
hängt wird, systematische Ver¬ 
elendung und Vernichtung sind 
das prinzip. daß hierbei inzwi¬ 
schen etliche länder und halbe 
kontinente als ausschuß be¬ 
trachtet und abgeschrieben 
werden, juckt die wenigsten 
metropolenbürger/innen. 

in europa setzt die brd-poli- 
tikden maßstab für den abwehrkrieg, den andere 
europäische Staaten übernehmen müssen. 

die herrschenden bereiten sich darauf vor: 
rechtlich, politisch, ideologisch, militärisch. 

sie werden sich die menschlichen rosinen, 
sprich (aus-)gebildete, leicht integrierbare men¬ 
schen aus dem trikont und zukünftig auch aus der 
Sowjetunion und Osteuropa herauspicken und 
den rest, sofern: nicht kurzfristig verwertbar, ab¬ 
schieben. 

reuter von daimler-benz und geißler von der 
cdu sind sich gegenüber der deutschen und euro¬ 
päischen rechten einig: “einwanderungim richti¬ 
gen maße” ist die Zukunftsparole, welches maß 
das ist, können, wir uns denken. 

flüchtlinge und immigrant/inn/en sind dann 
kein problem, wenn sie sich kontrolliert für die 
absicherung des “beute-machenden-lebensstils” 
einsetzen lassen. 

ob als billige, nicht aufmuckende hamburger- 
produzent/inn/en bei mcdonalds. ob als tsche¬ 
choslowakische oder polnische saisonarbei¬ 
ter/innen in bauwesen, landwirtschaft und gast- 
ronomie, ob als zwangsarbeitende flüchtlinge für 
2,50 dm die stunde im bayerischen wald, ob als 
erotisch-exotische prostituierte und/oder haus- 
frauen, oder ob sie als unterhaltungskünstler/in¬ 
nen den öden deutschen alitag bereichern - so 
sind sie willkommen. 

der selektionskriterienkatalog ist ein unver¬ 
zichtbarer bestandteil der abschottungs- und ab- 
schiebepolitik. europaweit werden flüchtlinge 
und immigrant/inn/en aussortiert, gezielt einge¬ 
setzt, geschlechtsspezifisch vernutzt, äusge- 
tauscht und kontrolliert. 

es ist wichtig, daß ihre potentielle Verwertbar¬ 
keit schnell genug herausgefunden werden kann 
- die europäischen selektionsexpert/inn/en ste¬ 
hen schon bereit. 

wer aussortiert wird, wie die roma z.b., gelangt 


in Zukunft kaum wieder in die reichen europa-, 
ischen metropolenländer. 

roma sind immer die letzten, die hier ge¬ 
brauchtwerden und erwünscht sind, und sie sind 
immer die ersten, die abgeschoben werden. 

so funktioniert neben dem sexismus ein sich 
muiitkulturell gebender, aber knallhart kalkulie¬ 
render rassismus als herrschaftsinstrument. 

DIE HILFLOSIGKEIT DER LINKEN 

immigrant/inn/en und flüchtlinge, die hierher 
kommen, handeln im sinne derwiederaneignung 
ihrer lebenschancen, ihrer gesundheit und ihrer 
würde. 

das ist den herrschenden, im gegensatz zur 
metropolitanen linken, längst klar, 
dazu schreiben immigrant/inn/en: 

“aber leider kann der größte teil der antiimpe¬ 
rialistisch und äntikapitalistisch gesinnten linken 
in diesem land diesen antiimperialistischen an- 
satz nicht verstehen, dieser migrationsprozeß, 
der aus der Vertreibung und entwurzelung von 
millionen menschen resultiert, der auch als rache 
der enterbten und als kampfansage gegen das 
kapital verstanden werden soll, 
läßt die deutsche linke in hilflo- 
sigkeit und lähmung verfallen.” 
(aus: radikal nr. 142) 
wenn sich die linke “nur” 
über die abschiebeseite der mi- 
grationspolitik entrüstet und 
die seite der selektiven Verwer¬ 
tung in ihrem postmodemen le- 
Bensstil ausblendet, trägt sie 
damit ihren teil zur Zementie¬ 
rung der globalen ausbeutungs- 
verhältnisse bei, 
der “gewinn”, der immer 
noch abfällt, korrumpiert und vernebelt den 
blick gegenüber den patriarchalen, rassistischen 
und imperialistischen interessen. 

er läßt den protest gegen abschiebungen als 
krokodilstränen daherkullem und lähmt die ent- 
wicklung eigener radikaler handlungsansätze. 

WAS TUN? WAS TUN! 

die entscheidung, der herrschenden imperiali¬ 
stischen flüchtlingspolitik widerstand entgegen¬ 
zusetzen, ist eine praktische konsequenz aus un¬ 
serem antiimperialistischen Verständnis. 

dehn die Solidarität endet nicht bei der Unter¬ 
stützung von befreiungsbewegungen, sondern 
zeigt sich auch in unserer praktischen Solidarität 
mit den flüchtlingen und immigrant/inn/en hier, 
sie findet ihren notwendigen ausdruck im angriff 
auf die verantwortlichen für die ausländergeset- 
ze. auf die schreibtischtäter/innen, abschiebe- 
schweine und gesetzesvollstrecker/innen mit 
weißen kragen. 

antiimperialismus hat zwar immer eine we¬ 
sentliche rolle in linker theorie und praxis ge¬ 
spielt, aber die patriarchalen und rassistischen 
grundlagen der weltweiten ausbeutungsverhält- 
nisse sind erst in den letzten jahren ansatzweise 
bestandteil im linksradikalen Spektrum gewor¬ 
den. 

wir kämpfen für eine herrschaftsfreie gesell- 
schaft. 

dazu müssen wir die verschiedenen unter¬ 
drückungsformen und die gesellschaftlichen Wi¬ 
dersprüche benennen, die wir abschaffen wollen, 
mit freiheit verbinden wir die Beseitigung der 
ausbeutung des menschen durch den menschen 
weltweit und das ende aller patriarchalen und 
rassistischen gewaltverhältnisse. 

wir werden hier als weißer Zusammenhang für 
antirassistische lebensvorstellungen kämpfen 
und das in einer eigenständigen auseinanderset- 
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zungund politischen praxis umsetzen. dabei gibt 
es für uns nach wie vor mehr fragen als fertige 
antworten. 

unser ausgangspunkt, unser politisches ziel 
und unsere politische (alltags)praxis müssen sich 
deshalb immer wieder der diskussion stellen und 
hinterfragen lassen, unsere glaubwürdigkeit er¬ 
gibt sich nicht nur aus Schreibtischanalysen, son¬ 
dern entscheidend auch aus unserer praxis. 

wir solidarisieren uns mit flüchtlingen und im- 
migrant/inn/en und beziehen dabei position. feh - 
ler und Widersprüche werden sich immer wieder 
herausstellen. 

wir kämpfen nicht stellvertretend für flüchtlin- 
ge und immigrant/inn/en, doch wir haben die 
höffnung, daß wir perspektivisch eine politische 
kraft entwickeln, gemeinsam mit ihnen, genauso 
wie mit anderen gesellschaftlichen gruppen. 

eigenständige Organisierung und praxis sehen 
wir als basis für diese Perspektive, wie die Zusam¬ 
menarbeit aussehen kann, ob in bündnissen oder 
in gemischten Zusammenhängen,, wird sich zei¬ 
gen. für uns stellt sich die frage, was wir dazu 
beitragen können, und welche Voraussetzungen 
wir von unserer Seite aus schaffen müssen. 

als weiße linke und als weiße feministinnen 
profitieren wir von rassistischer Unterdrückung, 
und wir wissen, daß es nicht ausreicht, die vortei¬ 
le, die uns dieses System bietet, zurückzuweisen 
und so zu tun, als ob wir uns einfach auf die 
andere Seite stellen könnten, als weiße männer 
und frauen müssen wir uns bewußt machen, daß 
wir in einer langen geschichte von kolonialisti- 
scher und imperialistischer ausplünderung der 
weit und dem vielfältigen widerstand der men- 
schen dagegen stehen. 

wir sehen die schwierige, aber unumgängliche 
aufgabe, uns dieses historische erbe genau aus 
unserer Situation als metropolitane linke aufzu¬ 
arbeiten und kritisch anzueignen. 

es ist ein theoretischer und praktischer prozeß, 
der nicht individuell, glatt und platt gelingen 
kann, sondern mit menschen aus dem antiimpe¬ 
rialistischen widerstand, mit flüchtlingen und im¬ 
migrant/inn/en allmählich erarbeitet werden 
muß. 

so kann internationale Solidarität lebendig 
werden, und indem sie praktisch wird, können 
wir sie gegen die verantwortlichen für die impe¬ 
rialistische Zerstörung richten, ohne unsere me¬ 
tropolitane geschichte zu verleugnen. 

aus diesem internationalistischen Verständnis 
heraus verstehen und erleben wir die abschaf- 
fung rassistischer spaltungs-, ausbeutungs- und 
herrschaftsmechanismen als teil unserer eigenen 
befreiung und als teil der befreiung von sämtli¬ 
chen machtstrukturen. es wird ein langer wider¬ 
spruchsvoller weg sein, zu dem es keine alterna¬ 
tive gibt. 

es geht darum, die alltägliche gewöhnung an 
rassistische und sexistische übeigriffe zu durch¬ 
brechen, uns zu sensibilisieren und schlagkräftig 
zu werden auf allen politischen ebenen. 

das bedeutet, auch die ausländerbehöidliche 
praxis vor ort aus dem schatten der anonymität 
zu reißen, die orte des rassistischen alltags, der 
vielen flüchtlingen und immigrant/inn/en gerade 
dort begegnet, ans licht zu bringen und anzugrei¬ 
fen. die arbeit der abschiebeschweine muß be- 
und verhindert werden, wo es uns möglich ist. 

wir wissen, daß sich im moment nur wenige 
menschen hier in den metropolen mit flüchtlin¬ 
gen und immigrant/inn/en solidarisieren. 

doch unser kampf hat zum ziel, genau diese 
Solidarität zu entwickeln, um damit den herr¬ 
schenden ihre spaltungs- und ausbeutungswerk- 
zeuge zu entreißen. 

rz (revolutionäre zellen) 


Ist ja süß 

Über die Bitterkeit der Schokolade 

und solidarische Alternativen 

Im TATblatt minus 42 stand zu lesen, daß der von amerikanischen Schwulen- und 
Lesbengruppen ausgerufene Boykott von Phillip-Morris-Produkten (zu welchen auch 
Jacobs-Suchard und damit fast alle Schoko-Produkte in Ö-Land zählen) aufgehoben 
wurde, da der Konzern zwar nicht die Unterstützung des rechtsradikalen und homosexu¬ 
ellenfeindlichen Senators Helms aufgegeben, dafür aber die Unterstützung der US-AIDS- 
Hilfe erhöht hat Davon abgesehen, daß dieses Boykott-Ende irgendwie “gekauft” oder 
erpreßt aussieht, kann auch sonst nicht ganz die Schlußfolgerung von TATblatt minus 
42 geteilt werden, nach welcher sich linke Schokoliebhaberinnen nun freuen dürfen, 
endlich wieder öffentlich Milka-Schokolade und Udefonso usw essen zu dürfen. 

Denn so nebenbei ist Kakao immer noch ein erstklassiges Ausbeutungsprodukt aus dem 
sogenannten Tricont 


(TATblatt-Wien; Quelle: Südwind 11/91) 

Doch nun naht vielleicht doch die heißersehnte letzte Stunde des schlechten Gewißens 
für die linken Schökoliebhaberlnnen, die sich nicht mehr länger die quälende Vorstellung 
antun möchten, daß es eigentlich nichts anderes als Schweiß und Blut ist, das ihnen da so 
lecker im Mund zergeht... Denn nun kommt endlich die Solidaritäts-Schokolade mit Kakao 
aus bolivianischen Kollektiven, Zucker von philippinischen Kleinbäuerinnen und Milchpul¬ 
ver aus der Schweiz. Diese neue Form der Solidarität mit den unterdrückten Völkern dieser 
Erde wird in den Geschmacksrichtungen Vollmilch, Nuß und Praline erhältlich sein. 

Der Kakaoanbau erfolgt chemiefrei. Im Gegensatz zum kommerziellen Kakaoanbau. 
Dort ist in Malaysia beispielsweise das dioxinhältige Entlaubungsgift Agent Orange üblich 
— bestens bewährt seit dem Vietnam-Krieg. Um gelagerten Kakao insektenfrei zu halten 
werden Schädlingsbekämpfungsmittel verwendet, die hochgiftige Gase wie Phosphin abge¬ 
ben. ^ 


Den weißen Konsumentin¬ 
nen droht da freilich keine aku¬ 
te Gefahr. Sterben tun da höch¬ 
stens die vollkommen unzurei¬ 
chend geschützten Bäuerinnen 
und Lagerarbeiterinnen. Der 
Mars-Konzern mußte aber 
schon zugeben, daß sich auch in 
seiner Schokolade Überreste 
von Pestiziden wiederfinden. 

Die Pestizide sind nicht nur 
tödlich, sie verschlechtern auch 
massiv die Konkurrenzsituation 
für Kleinbäuerinnen, die sich 
die teure Chemie nicht leisten 
können, und daher nur in Ab¬ 
hängigkeit von Großkonzernen 
überlebensfähig sind. Diese Si¬ 
tuation soll durch alternative 
Handelsbeziehungen verbes¬ 



sertwerden, wie es sie beispielsweise mit “Dritte-Welt-Kaffee” und “El Caibo”-Kakao schon 
gibt, und wie sie mit der neuen Schoko ausgeweitet werden sollen. 

Die Schoko-Großkonzerne schlafen indessen auch nicht, sie forschen vielmehr eifrig 
darauf los, um ihre Profite ständig zu erhöhen, bleibe auf der Strecke wer wolle. In den 
Genlaboren der USA und Japans wird eifrig versucht, billige Öle, wie Palm- oder SojarÖl, 
in teure Kakaobutter umzuwandeln. Durch Nestld finanziert versucht die Pansylvania State 
University neue hochgezüchtete Kakaosorten zu entwickeln, und letztendlich soll der 
Traum von der süßen Schokolade direkt vom Baum—ohne Zuckerbeigabe — Wirklichkeit 
werden. Wenn es gelingt, der Erbstruktur der Kakaobohnen ein Thaumatin-Süßstoff-Gen 


einzupflanzen, wird der bisher bittere Kakao dann eben süß wachsen. 

Die Konsumentinnen werden den Unterschied vielleicht gar nicht spüren, wohl aber 
zigtausende Kleinbäuerinnen am Tricont. . ■ 


Mehr über Schokolade, über die neue Soli-Schokolade, und über “Streik in der Welt¬ 
schokolade-Fabrik” steht im “Südwind” 11/91, aus welchem auch alle Informationen zu 
diesem Artikel entnommen sind. (Herausgeberin: ÖIE; 1010, Tuchiauben 8/16)« 
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499 Jahre Widerstand 

(l.Teil) 


(TATblatt-Wien, Flugblatt 500 Jahre Kolonia¬ 
lismus, ides) 

Auf dem gesamten Kontinent haben In- 
digenas am 12. Oktober gegen “500 Jahre 
Völkermord” demonstriert. Ihre Hauptfor¬ 
derungen waren der Respekt vor ihren Kul¬ 
turen, Selbstbestimmung, Recht auf Land 
und die Freilassung der politischen Gefan¬ 
genen. Die größte Demonstration fand zum 
Abschluß des “Kontinentalen Treffens 500 
Jahre Indigena-, Schwarzen- und Volkswi¬ 
derstand” in Guatemala statt. 

In Chile wurde nicht nur demonstriert. 
Die Besetzung einer Finca und des Campus 
einer Universität im Süden des Landes 
durch die Mapuches habe “ein angespann¬ 
tes Klima” geschaffen, meldeten die mexi¬ 
kanischen Zeitungen. 

In Bolivien, dem Land, in dem die Indi- 
genas den höchsten Anteil der Bevölkerung 
ausmachen, kündigten die Demonstrantln- 
nen an: “Wir werden weiter Widerstand lei- 
sten...es wird Gerechtigkeit geben”. Einer 
ihrer Führer, Victor Hugo Cärdenas, rief 
dazu auf, den revanchistischen Diskurs bei¬ 
seite zu legen, um sich auf den Kampf gegen 
den modernen Kolonialismus zu konzen¬ 
trieren. 

In der peruanischen Hauptstadt demon¬ 
strierten Hunderte gegen die von der spani¬ 
schen Regierung für nächstes Jahr geplan¬ 
ten Feiern der 500 Jahre seit der “Entdek- 
kung” Amerikas. “Sie haben unser Volk 
niemals um Entschuldigung für die Ermor¬ 
dung unserer Führer, darunter des Inkas 
Atahualpa, gebeten”, heißt es in einem 
Schreiben an die spanische Regierung. 

Bei einer Meinungsumfrage in Kolum¬ 
bien haben 57% der Befragten angegeben, 
die 500 Jahre sollten in Erinnerung an die 
Völker gefeiert werden, die während der 
Zeit der Konquista verschwunden sind. 
21% meinten, Christoph Kolumbus sollte 
gefeiert werden und 22% wollten den Bei¬ 
trag der Spanierinnen zur amerikanischen 
Kultur gewürdigt sehen. Die Umfrage wur¬ 
de in der Zeitung “El Espectador” veröf¬ 
fentlicht. Die Koordination der Indigena- 
Organisationen Panamas richtete sich bei 
ihrer Demonstration durch die Straßen der 
Hauptstadt auch gegen die Regierung von 
Guillermo Endara. Diese führe den “prak¬ 
tischen Rassismus” fort, der vor einem hal¬ 
ben Jahrhundert begonnen habe. 

In Honduras protestierten Misquito-Ini- 
genas gegen einen Vertrag zur Ausbeutung 
von 1 Million Hektar Wald an der Atlantik- 
Küste. Dadurch würden 30.000 MisquitAs 
ihr Land verlieren, heißt es in ihrem Brief an 
Präsident Caljejas. 

Die Indigena-Organisationen in Mexiko- 
Stadt forderten die Umbenenung des 12. 
Oktobers von “Tag des Rasse” in “Tag der 
Ehre und Würde des Indios”. Während des 
Demonstrationszuges wurde die Statue von 
Christoph Kolumbus bemalt und mit Eiern 
beworfen. Dort hatte der spanische Bot¬ 


schafter in Mexiko zur Feier des Tages Blu¬ 
men abgelegt. 

In luetzaltenango, der zweitgrößten 
Stadt Guatemalas, nahmen einige zehntau¬ 
send Menchen an der Abschlußdemonstra¬ 
tion des Kontinentalen Treffens der Indige¬ 
na-, Schwarzen- und Volksorganisationen 
teil. Die Angaben in den Zeitungen schwan¬ 
ken zwischen 50.000 und 100.000 Teilneh¬ 
merinnen. Mehr als die Hälfte von ihnen 
waren Indigena-Frauen der verschiedenen 
guatemaltekischen Völker und Organisa¬ 
tionen. Sie trugen Transparente, auf denen 
sie Leben, Land und Frieden sowie Bestra¬ 
fung der Schuldigen der Repression forder¬ 
ten. Auf dem 10 km langen und. fünf Stun¬ 
den dauernden Zug stimmten sie Sprech- 
chöre an: “Se ve, se siente, America estä 
presente!” (Es ist zu sehen, es ist zu fühlen, 
Amerika ist anwesend!" und “C.on las cara- 
belas Ilegaron las cadenas” (Mit den Schif¬ 
fen kamen die Ketten). In einem Brief an 
die guatemaltekische Regierung forderten 
die Anwesenden des Kontinentalen Tref¬ 
fens, die systematische und institutionali¬ 
sierte Verletzung aller Menschenrechte in 
Guatemala einzustellen, cerigua, 13.10.91 • 

GUATEMALA 

Kampagne 500 Jahre Indigena-, Schwar¬ 
zen- und Volkswiderstand 

Mit einer Umbenennung des Namens 
endete am 12.0ktober in Quetzaltenango 
nach fünftägigen Diskussionen über die un¬ 
terschiedlichen Positionen das II Kontinen¬ 
tale Treffen der Kampagne “500 Jahre In¬ 
digena-, Schwarzen- und Volkswiderstand”. 
Vor allem die brasilianische Delegation hat¬ 
te immer wieder gefordert, daß die Beteili¬ 
gung der verschiedenen Schwarzenbewe- 
gungen auch im Namen der Kampagne 
sichtbar sein müsse. Bei der Abstimmung 
erhielten sie die Unterstützung der Mehr¬ 
heit der Delegierten, darunter besonders 
die der Indigenas. 

Auf Vorschlag der Kontinentalen Kom¬ 
mission der Kampagne nahmen die 224 De¬ 
legierten, 88 Gäste und 185 Beobachterin¬ 
nen am zweiten Tag des Treffens eine Aus¬ 
wertung der bisherigen Aktivitäten der 
Kampagne vor. Neben der in vielen Län¬ 
dern herrschenden Repression und Milita¬ 
risierung, den fehlenden finanziellen Mit¬ 
teln und der schwierigen Kommunikation 
untereinander wurden als Probleme auch 
unterschiedliche Auffassungen über die in¬ 
haltliche Ausrichtung der Kampagne, die 
mangelnde Basisnähe, die in vielen Ländern 
nicht ausreichende Beteiligung der ver¬ 
schiedenen gesellschaftlichen Sektoren und 
Differenzen zwischen den teilnehmenden 
Organisationen genannt. 

Trotz all dieser Probleme konnte das 
Treffen unter Beteiligung von 24 Ländern 
des Kontinents abgehalten werden und es 


bestand Einigkeit darüber, daß die nationa¬ 
len Kmitees ihre Arbeit intensivieren wer¬ 
den. In der allgemeinen “Abschlußerklä¬ 
rung von Xelajü” sind die wichtigsten für 
das Jahr 1992gepllanten Aktivitäten enthal¬ 
ten: auf kontinentaler Ebene koordinierte 
Demonstrationen in den einzelnen Ländern 
zum 8.März, zum l.Mai und die Abhaltung 
des III Kontinentalen Treffens vom 7. —12. 
Oktober in Nicaragua. Parallel zu diesem 
Treffen soll ein kontinentweiter Streik aus¬ 
gerufen werden. Darüber hinaus wird die 
im Exil iebende Rigoberta Menchü vom 
guatemaltekischen Komitee für Bäuerin¬ 
neneinheit (CUC) für den Friedensnobel¬ 
preis vorgeschlagen. 

Außerdem wurde nach Meinung der 
meisten Teilnehmerinnen eine “Annähe¬ 
rung” beim wichtigsten Thema des Tref¬ 
fens, der Einheit zwischen Indigena-, 
Schwarzen- und Volksorganisationen, er¬ 
zielt. Diese könne nur erreicht werden, 
wenn die kurturelle Vielfalt respektiert ung 
jeder Kultur ihr Platz zugestanden werde, 
war eine der häufigste Äußerungen. Im 
Schlußdokument dieser Arbeitsgruppe, das 
wie auch die Ergebnisse der anderen Ar¬ 
beitsgruppen konkreter ist als die allgemei¬ 
ne Abschlußerklärung, werden als allgemei¬ 
ne Ziele unter anderem genannt: Gesetze 
zur Wiedererlangung unserer legitimen 
Rechte auf unser Land und unsere Territo¬ 
rien sowie kulturelle und materielle Werte, 
Kampf gegen jede Form von Diskriminie¬ 
rung, Verstärkung des Kampfes, um eine 
koordinierte Bewegung auf nationaler, re¬ 
gionaler und kontinentaler Ebene der ver¬ 
schiedenen Sektoren zu erreichen, Förde¬ 
rung der Beteiligung der Frauen und Aner¬ 
kennung ihrer spezifischen Rechte, Unter¬ 
stützung von traditionellen lokalen Regie¬ 
rungen, Kampf gegen die Gründe, die zu 
Flüchtlingsbewegungen führen, Kampf ge¬ 
gen die Auslandsverschuldung. 

Immer wieder forderten Indigena-Orga¬ 
nisationen auf dem Treffen, daß es nicht 
beim Bekenntnis zur Respektierung der 
kulturellen Vielfalt und der Uterschiede der 
Organisationen bleiben dürfe, sondern daß 
die Indigena- und Volksorganisationen in 
der Kampagne gleichermaßen gewichtig 
vertreten sein müßten. Wegen der Diffe¬ 
renzen zu diesem Thema verlas die auf dem 
Treffen gebildete Kontinentale Indigena- 
Kommission eine Erklärung, in der sie ihr 
Recht betonten, sich zu versammeln, um 
ihre spezifischen Bedürfnisse und Vorschlä¬ 
ge zu diskutieren und ihre eigenen Arbeits¬ 
formen zu wählen. Gleichzeitig brachten sie 
ihren Willen zum Ausdruck, die Bemühun¬ 
gen um eine Einheit und die Stärkung der 
Indigena- und Volksbewegung fortzusetzen 
und die Kampagne “500 Jahre Indigena-, 
Schwarzen- und Volkswiderstand” bedin¬ 
gungslos zu unterstützen, cerigua, 
13.10.91 • 
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Der folgende Leserinnenbrief, der sich auf eine im TATblatt geführete Stalinismusdiskussion, auf eine TATblatt-Kritik an der 
Broschüre “Geschichtsfälscher” , und vor allem auf eine Erklärung von uns, warum wir zwei Inserate der MLPÖ ablehnten, mit der 
Unwillenserklärung unsererseits über Stalin diskutieren zu wollen (alles: TATblatt -46 vom 18. Juli 91), bezieht, hätte eigentlich schon 
viel früher erscheinen sollen. Er ist aber zuerst verschlampt worden, dann zwei Computerabstürzen zum Opfer gefallen, und schließlich 
ist dann eine uns zur Verfügung gestellte Ersatzdiskette verloren gegangen. Das klingt jetzt zwar zugegebenermaßen nach billigen 
Ausreden, trifft aber trotzdem zu. Tut uns leid. (PS: Im Leserinnenbrief wurden die weiblichen Formen von uns eingesetzt/ausgebessert, 


wie wir es mit allen Leserinnenbriefen 


Also doch wieder einmal eine politische 
Diskussion im Tatblatt. Die Vorgeschichte 
dieser Diskussion scheint im übrigen ähnlich 
wie die bisherigen gelaufen zu sein: Geplagt 
von andauerndem “Bauchweh” bei bestimm¬ 
ten Veröffentlichungen hofft die Redaktion 
auf baldige Entleerung. Die kommt dann 
auch rechtzeitig, wenn es heikel wird: Halb¬ 
verdautes und Unverdauliches zuhauf. Es gibt 
allerdings einen Unterschied, für den dankbar 
zu sein Sich lohnt. Im Gegensatz zu früheren 
Fällen wurde eine Begründung nachgereicht, 
die den Anspruch erhebt, “inhaltliche Grün¬ 
de” für die bürokratische Zensur auszuwei¬ 
sen. 

Leider ist die angebotene “inhaltliche Kri¬ 
tik ” nicht nur von “Oberflächlichkeit und 
Ungenauigkeit geprägt”, sondern schlichtweg 
weder inhaltlich noch kritisch. Wie sollte es 
auch anders sein? “Das Tatblatt hat keine 
Linie, keine klare Ausrichtung”, aber das Kol¬ 
lektiv fühlt sich “als Teil einer undogmati¬ 
schen, autonomen Linken...am Weg zu einer 
antihierarchischen, antikapitalistischen, anti- 
patriarchalen, antirassistischen Zukunft...”. 
Nun wäre viel dazu zu sagen, daß “Anti” noch 
nie eine Zukunft hatte, solange nicht angege¬ 
benwerden konnte, wofür es sich auszahlt, zu 
kämpfen. Aber das lohnt gar nicht, denn wie 
sich bei genauerem Lesen zeigt, lügt sich das 
Tatblatt mit dem Gefühl von der undogmati¬ 
schen Linken selbst etwas vor. Und es zeigt 
sich, daß welche, die keine Linie haben (öder 
gerade solche?!) sehr wohl eine Linie vertre¬ 
ten und praktisch durchführen können. 

Daß das Kollektiv sich seiest etwas vorlügt, 
zeigt sich an dem geradzu aufdringlichen 
Selbstbewußtsein, mit dem-die Stellungnah¬ 
me vorgetragen wird. Wäre diese nämlich mit 
klarem Bewußtsein der Ungeheuerlichkeiten 
geschrieben worden, die sich darin finden, hät¬ 
te ein sehr vorsichtiger und diskussionsberei¬ 
ter Einspalter ausgereicht, um dasselbe zu 
sagen. Um welche Selbsttäuschungen es sich 
handelt, soll in der Folge kurz dargestellt wer¬ 
den, ohne dabei erschöpfend auf alle Ver¬ 
wirrungen einzugehen. 

1. WO IHR EUCH SELBST ETWAS VOR¬ 
MACHT 

1.1 Die Lüge von der 
Stalinismusdiskussion 

Die Stellungnahme suggeriert, einen Bei¬ 
trag zur “Stalinismusdiskussion” zu liefern. 
Liest frau/man genauer, so ist von Stalin nur 
zum Schein die Rede. Tatsächlich wird auf 
einer halben Seite die ganze Geschichte der 
internationalen Arbeiterinnenbewegung auf 
den Müllhaufen der Geschichte gekehrt. Oh¬ 
ne Ansehen der Person werden “Marx, En¬ 
gels, Lenin, Trotzki und besonders Stalin samt 


Diskussionsbeiträgen tun, wenn sie nicht 


Keine Linie ist auch eine! 

Gefolgschaft” erledigt. Eine Aus¬ 
einandersetzung mit dem inhaltlichen Un¬ 
sinn, der da behauptet wird, ist zwar schon 
fast zu viel verlangt, aber das Ganze ist 
schon wieder zu frech. Also dann: 

-Marx und Engels “sahen” keine Nebenwi¬ 
dersprüche, weil sie auch noch keine Haupt¬ 
widersprüche kannten, Engels “meinte dazu” 
daher gar nichts. Was er über die Unter¬ 
drückung der Frauen durch die Männer 
meinte, hat erstens nichts mit Haupt- und 
Nebenwiderspruch zu tun und ist zweitens 
völlig richtig. Oder meint ihr, daß die Gleich¬ 
berechtigung von Frau und Mann sich im 
gleichen Recht erschöpft, sieh durch die Kapi¬ 
talisten ausbeuten zu lassen? 

- Wehn “schon unter Lenin die Nieder¬ 
schlagung anderer politischer Richtun¬ 
gen. ..stattfanderi(?)”, so müssen diese 
Richtungen vorher aufgestanden sein, also 
bewaffnet gegen die Ergebnisse der Oktober¬ 
revolution gekämpft haben. Welche Fehler 
die Kommunistinnen im Verlauf des Bürger¬ 
kriegs gemacht haben, sollte diskutiert wer¬ 
den, dazu müßtet ihr aber auch sagen, welche 
anderen Möglichkeiten es gegeben hätte, die 
Revolution gegen Leute zu verteidigen, die 
die bürgerliche Demokratie einführen woll¬ 
ten. Oder meint ihr, man hätte die Oktober¬ 
revolution gar nicht machen sollen? 

- Gegen die Feststellung, daß “unter Sta¬ 
lin... die Industrialisierung der Sowjetunion 
zum Tode von Millionen Menschen führte” 
und die “von den Millionen yon Opfern der 
Zwangsindustrialisierung” läßt sich wohl we¬ 
nig sagen. Ihr hättet aber noch dazu sagen 
müssen, daß das genau der Plan Stalins war, 
um an der Macht zu bleiben. Damit hättet ihr 
endlich die Kronenzeitung zu Intellektuellen- 

. blatt erhoben. Oder meint ihr, die Sowjetuni¬ 
on hätte besser nach Weltkrieg und Bürger¬ 
kriegwarten sollen, bis die Millionen an Hun¬ 
gersterben. 

1.2 Die Lüge von der Auseinandersetzung 
mit den Inhalten 

. “Um es ganz allgemein zu sagen:” Ihr lügt 
euch vor, daß ihr hier irgendeine politische 
Stellungnahme zur historischen Entwicklung 
der Sowjetunion abgegeben hättet. Ihr habt 
euch vielmehr eine bürgerliche Geschichte 
der Sowjetunion zusammengezimmert. Diese 
Geschichte wird, wie alle bürgerlichen Ge¬ 
schichten, ausschließlich von Helden ge¬ 
macht, nur sind es eben böse Helden und 
zwar alle ohne Unterschied. Das Volk, die 
Massen kommen in dieser Geschichte über¬ 
haupt nicht vor. Es wurde zwar noch nie “ir¬ 
gendeine Richtigkeit in der Geschichte” be¬ 
wiesen, die Geschichte hat aber immer ein 
klares Urteil gefällt über Leute, die sich statt 


verfasst sind.) 


der wirklichen Geschichte ein Heiligenbild 
aufstellten. 

- Wenn die Geschichte der russischen Re¬ 
volution nur von den im Tatblatt hingestellten 
bösen Helden gemacht worden wäre und 
nicht von Millionen von Arbeiterinnen auf 
allen Kontinenten als ihr Werk angesehen 
worden wäre, dann hätten die Genannten zu¬ 
mindest eines bewiesen: Daß es ohne genaue 
Untersuchung der Wirklichkeit, ohne brauch¬ 
bare Theorie und ohne kontinuierliche Aus¬ 
einandersetzung und offene Diskussion der 
Fehler völlig unmöglich ist, irgendeine gesell¬ 
schaftliche Veränderung zu bewirken. Dazu 
muß aber klar sein, wie die gegenwärtige Lage 
ist, wohin sie verändert werden soll und mit 
welchen Mitteln. Diese Debatte ist in der So¬ 
wjetunion sehr offen und sehr hart immer 
wieder geführt worden. Dabei sind dennoch 
eine Menge Fehler passiert, aus denen wir für 
die Zukunft lernen müssen, um es besser zu 
machen. Die Frage ist nur, wozu ihr über¬ 
haupt diskutieren wollt, wenn für euch das. 
Ziel “Freiheit, Sozialismus, Anarchie oder was 
auch immer” heißt? “Was auch immer” ha¬ 
ben wir ohnehin, und “in jedem Fall anti...” 
bringt uns dabei keinen Schritt weiter. 

- Wie nackt ihr “inhaltlich” dasteht, zeigt 
sich an euren eigenen Widersprüchen. Da 
meint ihr, die ganze Arbeiterinnenbewegung 
(natürlich in Person der bösen Helden) mit 
einem Satz loszuwerden, indem ihr ihnen vor¬ 
werft, “daß es eben nicht reicht, ein paar tau¬ 
send Kapitalisten abzuknallen und dann das 
ganze System unter einem anderen Komman¬ 
do weiterlaufen zu lassen”. Na schön, abgese¬ 
hen davon, daß das eine pure Ungeheuerlich¬ 
keit gegenüber Marx, Engels, Lenin, Trotzki 
und Stalin ist, die gegen eine solche falsche 
Politik gekämpft haben, ihnen das unterschie¬ 
ben zu wollen. Aber finde ich nicht im selben 
Blatt zu einem wirklich wichtigen Ereignis, 
nämlich dem internationalen Kongreß in Ve¬ 
nedig, eine einzige politische Aussage (neben 
“echt gutes... echt viel Power”), nämlich 
“wenn wir die herrschenden Schweine zum 
Teufel jagen wollen... ”. Liebe Freunde, es 
reicht eben nicht, zu vyollen und es reicht nicht, 
ein paar tausend... (siehe oben), auch wenn es 
sich jetzt um Schweine handelt (Was können 
denn die dafür?). Die Diskussion über “es 
reicht nicht” würde euch übrigens gut ste¬ 
hen im Zusammenhang mit unreflektiert 
übernommenen Anschlagserklärungen. Da 
würde ich mir manchmal wünschen, daß die 
Handelnden auch erklären, wozu das jetzt 
in dieser Situation gut sein soll und was es 
weitergebracht hat, denn auch hier reichts 
oft nicht. 
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1.3 Die Lüge von der 
undogmatischen Linken 

Eure “Vorstellungen von Freiheit, von soli¬ 
darischen Gesellschaftsstrukturen, von Arbeit 
ohne Ausbeutung usw. (zu usw. gehört vermut¬ 
lich ”was audi immer") beinhalten, daßdiese den 
Menschen nicht mit Gewalt und/oder Bürokra¬ 
tie aufgezwungen werden". Dasist jasehrerfreu- 
lich. Aber wenn diese undogmatische Linke 
“Fragen, Ungenauigkeiten und Fehler” nur so¬ 
lange zulassen kann, als sie weder auch nur 
entfernt mit “theoretischen Klassikern” zu tun 
haben noch auch “an einer ständigen Präsenz 
ihrer Inhalte” interessiert sind, dann kann ich mir 
die Qualität der Diskussion - und damit der 
folgenden Praxis lebhaft vorstellea Daß das al¬ 
lerdings undogmatisch sein soll, ist ein bloßer 
Irrtum. 

- Ihr stellt nur einem angeblich dogmatischen 
Gegner genauso dogmatisch eure Position ge¬ 
genüber: “Unserer Ansicht nach war daher der 
Hitler-Stalin-Pakt keine Notwendigkeit, son¬ 
dern ein Verbrechen.” Und als Begründung 
dafür meint ihr “daß die Sowjetunion 1939 au¬ 
ßenpolitisch weit besser dagestanden wäre, 
wena..” und außerdem wäre sie ‘Innenpolitisch 
weit besser dagestanden, wenn die SU-Führung 
eine nicht-bolschewistische Linke akzeptiert hät¬ 
te”. Den Nachweis, was diese Wehn und Aber 
eigentlich inhaltlich sein sollten, spart ihr euch. 
Die Erklärung, warum das bessere Dastehen 
einen Verzicht auf das Abkommen zwischen 
Hitler-Deutschland und der UdSSR ermöglicht 
hätte, braucht ihr wohl auch nicht zu liefern? 
Ganz “undogmatisch” (liegt wohl sehr in der 
Nähe von unbedarft und unklar) fügt sich ein 
Unsinn zum anderen und schon ist eine sonnen¬ 
klare Position entstanden, die heißt Erstens ist 
$talin an allem schuld und wenn nicht dann tritt 
erstens in kraft Oder meint ihr, wie schon des 
öfteren, wo frau/man selbst keine klaren Positio¬ 
nen hat, sollte ffau/man am besten gar nicht 
diskutieren, sonst könnte frau/man ja in der Un- 
klarheit schwankend werden? 

- Es hat natürlich gar nichts mit Dogmatis¬ 
mus zu tun, wenn frauAnan von vornherein be¬ 
schließt, wer überhaupt diskussionsfäbig ist und 
wer nicht. Wenn dazu aber noch die einzige 
Grundlage der Diskussion ist, daß ffau/man sich 
verbunden fühlt, und keine Klassikerlnnen gele¬ 
sen hat und der Meinung ist, daß die anderen 
“sehr gute Genossinnen sind”, dann wird die 
Diskussion wohl auch weiterhin auf dem Stand 
bleiben, auf dem sie derzeit vielerorten ist: Ge¬ 
genseitiges Anöden mit Gemeinplätzen und 
(weil) selbst nicht verstandene, auch nicht ver¬ 
mittelbare Aktionen. Also wenn ihr unbedingt' 
nur im eigenen Saft braten wollt und Angst habt, 
auch einmal mehr zu werden, dann bitte. Un¬ 
klar ist mir übrigens, wozu ihr bei den “Genos¬ 
sinnen” die Anführungszeichen braucht. Nach¬ 
dem es sich dabei um eine Anrede aus der von 
euch erledigten Arbeiterbewegung - und nicht 
ihrer schlechtesten Teile - handelt, könnt ihr 
darauf getrost verzichten. Es wird sich bei der 
Qualität eurer zukünftigen Diskussion sicher ei¬ 
ne weniger diskriminierende Ansprache finden 
lassen. 

- Wenn es stimmt, daß die MLPÖ falsche 
Positionen vertritt, dann ist es dringend notwen¬ 
dig, sich mit diesen Positionen auseinanderzu- 
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setzen und sie zu kritisieren. Wie sollen 
denn die Leute sonst lernen, was richtig und 
was falsch ist. Aber nachdem “es nichts gibt, 
was Menschen auf Dauer aufgezwungen 
werden kann”, wird auch der erzwungene 
Verzicht auf die Diskussion falscher oder 
gegnerischer Positionen nicht lange halten. 
Unbegründet und ohne weitere Diskussion 
nur “and...” zu sein, ist nämlich ebenfalls 
eine Art von Dogmatismus. Oder meint ihr, 
wenn ihr selbst bürokratisch beschließt, 
“nichts mehr von der MLPÖ abzudrucken”, 
ist das eine bessere Bürokratie, als die, die 
ihr angeblich bekämpft. 

2. WELCHE FOLGEN DIE 

SELBSTTÄUSCHUNG HAT 
ZI Kommerz und Politik 
Ihr sagt selbst völlig richtig, daß das Tatblatt 
“keine Linie, keine klare Ausrichtung” hat. 
Wenn aber in einer bestimmten Frage keine 
klare Ausrichtung vorhanden ist, kann daraus 
auch keine richtige Politik entwickelt werden. 
Wenn ihr schon den Anspruch stellt, “debattie¬ 
ren und streiten” zu lernen, dann solltet ihr doch 
auch verstehen, daß eine Debatte anstelle einer 
Selbsttäuschung richtig und vielleicht auch 
fruchtbar gewesen wäre. Warum habt ihr eigent¬ 
lich nicht eine Diskussion über die Frage im 
Tatblatt geführt, ob solche Inserate veröffent¬ 
licht werden sollen? 

Warum habt ihr nicht überhaupt die Frage 
der Inserate zur Diskussion gestellt, denn - lügt 
euch doch nicht wieder etwas vor - ihr habt doch 
auch schon andere Positionen zu dieser Frage 
(ebenso klar und prinzipiell) veröffent licht: “Zu¬ 
sammenfassend: Das Wesentliche an Unter¬ 
nehmen, die im Tatblatt inserieren, ist nicht, daß 
sie die super-fortschrittlichen Betriebsformen 
und Inhalte haben, sondern daß sie im Tatblatt 
inserieren....” (TB minus 48). Was für Unter¬ 
nehmen, also für die andere Seite der politischen 
Kämpfe gilt, können wohl politische Organisa¬ 
tionen, die von euch auf die andere Seite gescho¬ 
ben wurden, nicht geltend machen? 

In der Frage der Inserate wird ganz deutlich, 
daß ffau/man ohne klare Positionen zu keiner 
vernünftigen Praxis kommen, kann. Wenn ihr 
euch davor drückt, endet ihr irgendwann als 
TAZblatt 

Z2 Theoriefeindlichkeit führt 
. nicht zu neuen Wegen 
Als eine besondere Frechheit betrachte ich 
die Tatsache, daß ihr 95% der Leute, mit denen 
ihr euch verbunden fühlt, unterstellt, “klassische 
Theoretiker noch nie von innen gesehen” zu 
haben. Für eine Solche Verbundenheit werden 
sich aber viele bedanken: “Die autonome Unke 
und ihre Theorie ist in solch einem Zustand der 
Beliebigkeit und des Utopienmangels...” (Klaus 
Viehmann). Ihr erklärt damit etwas für richtig 
und bildet euch noch etwas darauf ein, was der¬ 
zeit ein Hauptproblem aller politischen Bewe¬ 
gungen darstellt. Wenn ihr eure Anti-Klassiker- 
Haltung gegen die MLPÖ ausspielt, müßt ihr sie 
gegen die ganze Unkeausspielen, aber das wäre 
ja wieder ein offener Unsinn gewesen und keine 
Selbsttäuschung. 

2.3 Wischi-Waschi-Solidarität 
Wenn das mit eurer militanten Eingliede¬ 
rung in die autonome Bewegung emstgenom¬ 
men werden soll, dann könntet ihr in ziemliche 


Schwierigkeiten kommen. Denn viele der 
ausländischen Organisationen, mit denen 
ihr euch solidarisch erklärt, tragen an jedem 
ersten Mai die Bilder der Heiligen mit, die 
ihr zu bösen Helden erklärt habt. Aber viel¬ 
leicht fühlt ihr euch mit denen auch nicht 
verbunden? Sie stützen sich nämlich auch in 
ihren Erklärungen auf die Erkenntnisse der 
Klassiker, mit denen ihr nichts mehr am Hut 
habt. Auf die Veröffentlichung der Beiträge 
dieser Gruppen müßtet ihr dann wohl 
konsequenterweise auch verzichten. 

Oder ihr zieht die Konsequenzaufdieandere 
Seite. Dann müßt ihr euch eine andere Erklä¬ 
rung einfallen lassen, warum gerade diese eine 
österreichische Gruppe, die die “Klassiker” 
hochleben läßt, anders ist als die anderen. So wie 
es derzeit aussieht, könnte sonst schon der Ver¬ 
dacht aulkommen, daß ihr viel lieber Sachen von 
Sozialdemokraten veröffentlicht (z.B. Gesell¬ 
schaft für bedrohte Völker; wobei dagegen 
nichts spricht, wenn aus einer politischen Ent¬ 
scheidung heraus etwas für richtig gehalten wird, 
was zufällig von dort kommt) als von Gruppen, 
die sich kommunistisch nennen (ohne jetzt zu 
werten, ob sie es sind). 

3. DIE GROßE TÄUSCHUNG: 

IHR HABT SCHON EINE LINIE! 

Insgesamt ist eure Stellungnahme sehr ange¬ 
nehm. Weil sie nämlich endlich damit Schluß 
macht, daß das Tatblatt zwar Bauchweh hat, 
aber trotzdem etwas veröffentlicht - oder, auch 
nicht witziger, daß das Tatblatt Diskussionen 
wegen Bauchweh abdreht. Ihr habt diesmal eine 
politische Stellungnahme abgegeben, auch 
wenn eure Position dabei eine andere war, als ihr 
glaubt. 

Allen Drehungen und Verwindungen 
zum Trotz kommt eines klar heraus: Ihr 
wollt Bestandteil einer “Linken” sein und 
gleichzeitig nichts mehr mit der Tradition 
der Linken zu tun haben. Ihr bezieht “klare” 
Positionen und diskutiert nur darüber, mit 
wem es euch paßt. Ihr wollt, daß sich etwas 
ändert, ohne zu sagen, wie das Neue aus 
dem Alten entstehen soll. Und das Ziel 
kann sich dabei jeder aussuchen: “Freiheit, 
Sozialismus, Anarchie oder was auch im¬ 
mer”. 

Dies ist eine politische Linie, aber keine neue. 
Eine “Unke” ohne Arbeiterbewegung, die bü¬ 
rokratisch ihre Positionen festlegt und nur intern 
darüber diskutiert, die die alten Verhältnisse 
nicht analysiert und die daher neue Verhältnisse 
schafft, die noch schlimmer sind als die alten, der 
das Ziel egal ist, wenn die Leute nur bei der 
Stange bleiben: Das gibt es schon, es ist die 
Sozialdemokratie. Sie hat mit diesen Absichten 
gerade einen Parteitag abgehalten und dabei 
wieder ihren alten Namen angenommen, der 
diese Ziele ausdrückt. 

Wenn ihr das auch wollt, dann geht doch nach 
drüben, auf die andere Seite der Klassenkämpfe, 
wenn nicht, dann ändert doch bitte eure haltlo¬ 
sen Positionen und beginnt einmal ernsthaft zu 
überlegen, was ihr wollt und wie ihr es erreichen 
wollt; 

beginnt doch endlich solidarisch zu diskutieren, 
anstatt bürokratische.Zensur zu üben; 
stellt euch doch wirklich auf eine Seite, anstatt 
euch nur “ verbunden” zu “fühlen”. 


Betrifft TATblatt 

So! Damit wäre nun endlich wieder eine 
reguläre TATblatt-Ausgabe geschafft. Für 
alle, die die TATblatt-Notausgabe der Vor- 
Doppelwoche nicht bekommen haben: We¬ 
gen akutem Geldmangel während einer un¬ 
umgänglich gewordenen Umstellung der 
Drucktechnik konnte das letzte TATblatt 
nicht erscheinen. An dessen Stelle trat eine 
vierseitige kopierte Notausgabe. Da es für 
die relativ hohe Auflage nicht leicht war, so 
schnell einen Kopierladen zu finden, der das 
halbwegs machen kann, konnten wir nicht 
sonderlich wählerisch sein, und so war jenes 
TATblatt ausnahmsweise auf ätzendem ge¬ 
bleichten weißen Papier zu lesen. Gingwirk- 
lich nicht anders! 

Die Notausgabe hat einige von euch da¬ 
zu bewogen, ein klein wenig für uns zu spen¬ 
den, und so schaut es heute schon viel rosi¬ 
ger aus, um nicht zu sagen rosa. Insgesamt 
sind seit der Notausgabe 27 350 Öschis 
reingekömmen. Vielen Dank an alle Spen¬ 
derinnen! 

Daß diese nun vorliegende Minus-41- 
Nummer erscheinen konnte verdanken wir 
der REMA-PRINT-Druckerei, welche sich 
bereit erklärt hatte, dieses TATblatt KO¬ 
STENLOS zu drucken, wofür wir ganz ganz 
ganz innig Danke sagen möchten. Wir fin¬ 
den das einfach irrsinnig leiwand! 

Allen die unserem Hilfe-Aufruf gefolgt 
sind ganz ganz ganz viel Liebe und Kraft! 
Solidarität ist eine Waffe! 

Da freilich ein reibungsloser Produk¬ 
tionsablauf auch fade wäre, spielte uns un¬ 
ser Layout-Computer wieder einen Streich. 
Ohnehin von wiederholtem Viren-Befall 
gezeichnet, schafft er es in letzter Zeit vor¬ 
züglich just vor der Produktion vollends ab¬ 
zustürzen. Das Verschwinden bereits ge¬ 
tippter Texte oder die ergebnislosen Start¬ 
versuche des Layout-Programms erhöhen 
leider auch nicht gerade das Lustgefühl 
beim Zeitungsmachen. 

Bleibt zu hoffen, daß das alles hinge¬ 
kriegt werden konnte. Wenn du dein TAT¬ 
blatt zufällig pünktlich in deine Hände be¬ 
kommen hast, hat’s wohl geklappt, wenn 
nicht dann nicht. 

Ansonsten happerts wie immer am Per¬ 
sonalmangel, da viele Alt-TATblattis nun 
nebenbei so ihre 40 Wochenstunden mit 
Lohnarbeiten verscheissen. Das angekün¬ 
digte Einstiegstreffen für Interessierte ver¬ 
lief aber überraschend vielversprechend, 
und wir rechnen.da schon damit, daß da 
einige in Zukunft mitmachen werden. (Ha¬ 
lihalo! Enttäuscht uns nicht!) Alle die zu¬ 
sätzlich auch noch am TATblatt mitarbei¬ 
tenwollen, sind dazu freilich auch herzlichst 
eingeladen. Beste 'Kontaktaufnahmemög¬ 
lichkeit beim Donnerstags-Plenum um 19 
Uhr im TATblatt-Büro (pünktlich). Aber 
bitte von den unumgänglichen Technik- 
Checkerein nicht abschrecken lassen. Uns 
fäulen die ewigen Checkerein auch an, aber 
ohne denen steht alles. Und es bleibt ohne¬ 
hin schon viel zu viel auf einigen wenigen 
hängen, die isoliert vor sich hinchecken und 


wenigstens am Donnerstag einige dieser 
Dinge kollektivieren wollen... 

So. 

Zurück zu dieser TATblatt-Ausgabe. 
Was alles in dieser Nummer so fehlt ent¬ 
nehmt bitte der gleichnamigen Kolumne 
("Was fehlt"), falls diese nicht auch selbst 
fehlt. Rechtschreibfehler bitte nicht einfach 
so hinnehmen, sondern kräftig darüber är¬ 
gern und die unumgängliche Konsequenz 
ziehen, nämlich beim nächsten Produk¬ 
tionswochenende ins TATblatt-Büro 
schauen und beim Korrekturlesen helfen! 
Wann das stattfindet erfahrt ihr telefonisch, 
wenn ihr uns anruft (am besten während des 
Plenums probieren). (Wie hat euch übri¬ 
gens in punkto Rechtschreib-, Grammatik- 
und sonstiger Fehler unsere Notausgabe 
gefallen? Mit durchschnittlich mehr als ei¬ 
nem Fehler pro Satz hat der Artikel über die 
SOS-Bürgerprotestliste den absoluten Feh¬ 
lerrekord in der TATblatt-Geschichte lok- 
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ker gebrochen. Mal sehen, wie lange sich 
dieser Artikel an der Spitze halten wird.) 

Nundenn: In der Hoffnung fortan end¬ 
lich wieder pünktlich und regelmäßig zu er¬ 
scheinen, so wie es die Welt vom TATblatt 
gewohnt ist und in der Hoffnung, daß die 
während der TATblatt-Produktion gelaufe¬ 
ne Wiener Gemeinderatswahl mit dem be¬ 
schissensten Wahlkampf solange ich mich 
zurückerinnere (voller übelster Auslände¬ 
rinnenhetze) endlich vorbei ist; und nach 
Möglichkeit mit einem vollen Fiasko geen¬ 
det hat, und freilich auch sonst voller Hoff¬ 
nung auf eine bessere Welt 

verbleiben wir bis zum nächsten TAT¬ 
blatt 

mit ganz vielen Grüßen 
Euer TATblatt-Kollektiv (bzw jener da¬ 
von, der dieses Betrifft geschrieben hat) 

Liebe und Kraft miteinander! 


TERMINE: 

VOLXBEGEHREN FÜR EWR 
VOLXABSTIMMUNG 11. — 18. Nov. 
UNTERSCHREIBEN !!! (JaJa, Öster¬ 
reich muß frei bleiben...) 

Wien: 

Republikanischer Club: 

Do. 14.11., 19h eg—WIDERSTAND 
zw. Patriotismus u. Internationalismus 

Amerlinghaus: 

21. 11. 19h Vergangenheitsbewälti¬ 
gung in Österreich. 

VHS Stöbergasse: 

Di. 19. 11. 18h AK¬ 
TIONSTAG GEGEN 
rassistische u. sexuelle 
Ausbeutung von Frauen 

NIG: 

22. 11. 20h Hs. 2 die 
Welt als Beute von usa,ja- 
pan & eg (mit Ernest 
Mandel) 

VHS Favoriten: 

Vorurteile — Fehlur¬ 
teile 15.11. 18 — 21h, 

16.11. 10 — 13 u. 15 — 

18h, 17.11. 10—13 u. 15 
— 18h 

kino : Audimax TU 
Do. 14. 11. 19h30, Mou- 
chette, Frankreich 1967 
&21hl5 das Mädchen aus 
der Streichholzfabrik, 

Finn.1989 Di. 19. 11. 

19h30 Drugstore Cowboy 

FLEX FLEX FLEX 

Ausländer bleiben — 
nazis vertreiben 

16.11. RPN Labelfest, 
pullermann, urge, geteilte 
köpfe 23.11. no maens no 
(can) geteilte köpfe (d) — 
in der Arena ! 19.11. the 
abs (gb) 


Wels: 

alter schlachthof 

14.11. 20h twist of fade, 22.11. 20h no 
means no, geteilte köpfe & 2 bad, 23.11. 
20h locomotive 

Schwertberg: 

Kanal: 

16. 11. 21h dj‘s kid angel & herr karl, 
23.11.21h die interpreten 


EUROPAWEITE VERKEHRSAKTION 

KEINEN METER MEHR 

Stop dem Autowahn 



Aktionstag 

am 15.11.1991 



Das TATblatt 

Ist ein 14-täglich erscheinendes selbstverwalte¬ 
tes Informations- und Diskussionsorgan. Unser Ziel 
ist es aber nicht, irgendwelchen mystischen Objekti- 
vitäts- oder Ausgewogenheitsgeboten zu entspre¬ 
chen. 

Ein Medium ist immer nur ein Medium derer, die 
in ihm als Handelnde VorkommenI In bürgerlichen 
Medien handeln Unternehmer, Hausbesitzer,'Regie- 
rungsm/tglieäe'r oder in deren Vertretung Polizei und 
MilitärJene aber, die gegen menschenverachtende 
Projekte und Politik Widerstand leisten, die werden 
geräumt, werden geprügelt und werden festgenom¬ 
men; kommen also nur als passiv Erduldende und 
Erleidende vor, ohne eigenen Antrieb (ferngesteuert) 
und vor allem ohne politische Bedeutung (ohnmäch¬ 
tig)- 

Im TATblatt, und das soll der Name zum Ausdruck 
bringen, handeln jene, die Straßen blockieren, Häu¬ 
ser besetzen,....eben Widerstand leisten. Und diese 
sollen am Besten auch gleich selbst und ganz und gar 
subjektiv von ihrem Handeln berichten. 

Auch die Antworten zu Fragen ütysr Für und Wider 
von Basislohn, Militanz, Volkszählung usw. usf. wer¬ 
den wir uns nicht aus gebundenen Büchern heraus¬ 
suchen können( die müssen wir uns schon selbst 
suchen: Also miteinander debattieren und streiten 
lernen. Der Platz dazu soll im TATblatt sein. 

Das TATblatt ist ein Projekt in Entwicklung. Nicht 
nur die Rechtschreib fehler und die gegen Null laufen¬ 
de Numerierung deuten darauf hin. Welche aber 
Rechtschreibfehler, die Suche nach einem eigenen 
Schreibstil oder die Auseinandersetzung mit wider¬ 
sprüchlichen Meinungen nicht abschreckt, die kön¬ 
nen an der Entwicklung eines unabhängigen linken 
Zeitungsprojekts mitarbeiten. 

Die TATblett-Kollektiv«: 

TATblett-Wlen: 1060 Wien, Gumpendorferstraße 
157/11; Telefon:- (0222) MM» Plenum: jeden 
Donnerstag um 19 Uhr 56801 > 

TATblatt-Graz: Kontakt: 8010 Graz; Kastellfeldgase 
34/16 

TATblatt-Unz: Treffen: 

NEU: jeden Dienstaa/I ) um 19 Uhr im KAPU (Kapuzi- 
nerstraße36) 

TATbUM-innsbruck: Treffen jeden Mittwoch nach Er¬ 
scheinen im Seminarraum des Politikwissenschafts¬ 
institutes der Uni Innsbruck um 20 Uhr. 


...im Abo 



P.b.b. Verlagspostamt 1060 Erscheinungsort Wien 

Achtung Abonnentinnen! Die im Adreßpickerl unterhalb deines Namens in 
doppelter Klammer angegebene Zahl ist die Nummer jenes TATblatts, die du als 
letzte im Rahmen deines Abos zugeschickt bekommst, wenn du nicht rechtzeitig 
verlängerst! 


Impressum: 

Medieninhaberin, Herausgeberin, Herstellerin und Verlegerin: 

Unabhängige Initiative informationsvielfalt; 1060 Wien; Gumpendorferstraße 157/11 
Telefon: (0222) 568078 Konto: P.S.K. 7547 212 
DVR Nr. 0558371 
Druck: Eigendruck 

Redaktionelle Beiträge sind als solche bezeichnet. Leserlnnenbriefe und nicht als 
redaktionell gekennzeichnete Beiträge geben nicht die Meinung der Redaktion, son¬ 
dern die der Schreiberin oder des Schreibers wieder. 



Ein TATblatt-Abo kostet $ 96,— für 10 Ausgaben WIEN 1: • BH Brigitte Hermann (Grünangergasse 1) • BH Kolisch (Rathausstraße 18) • BH Südwind 
oder S 190,— für 20 Ausgaben, soferne deine Postan- (Kleeblattgasse 4) • BH Winter (Landesgerichtsstraße 20) • Zeitungskiosk R. A. Keream (Kärntner- 
schrift innerhalb Österreichs liegt. Außerhalb dieser torpassage — beim U4-Abgang) »BH Zentralbuchhandlung (Stephansplatz) WIEN 2: «BH Rive 
Grenzen kostet ein 10-Nummern-Abo S150 ,—. Zusatz- Gauche (Taborstraße 11b) WIEN 3: #BH Sprachlos (Radetzkystraße 6) WIEN 6: • BH/Platten VKA 
lieh gibt es die Möglichkeit, durch freiwillig erhöhte (Stiegengasse 20) • Beisl KuKu (Linke Wienzeile 98) • Platten Why Not (Otto Bauer Gasse 16) WIEN 
Abogebühren das TATblatt finanziell zu unterstützen. 7: • Naturmarkt St Josef (Zollergasse 26) WIEN 8: EZA („3.W“ EZA (Lerchenfelderstraße 18-24) • Bio 

TATblatt-Abos beginnen an dem Zeitpunkt zu lau- Makrokosmos (Strozzigasse 38) WIEN 9: • BH Buchwelt (Schwarzspanierstraße 15) • BH Reise- 
fen. Zu dem die Abogebühren bei uns eingelangt sind buchladen (Kolingässe 6) »Autonome Selbsthilfe (Marktgasse 21 bis 23; Mo/Di/Do 16-20; Mi 13-20) 
(und zwar ausnahmslos!) Also: Wenn du abonnieren • BH Monte Verita (Hahngasse 15) WIEN 10: • BH Schiebl (Laxenburgerstraße 48) •Mieterlnnen- 
• willst, so zahle möglichst rasch den beiliegenden Erlag- Interessensgemeinschaft (Antonsplatz 22; Mo&Mi 15-18.30) WIEN 15: • Antiquariat W. Simon 
schein ein. Falls keiner beiliegen, sollte, so überweise (Iheringgasse 13; Do 15-20; Fr 15-18) WIEN 16: »Beisl CI: Payergasse 14) »Beisl B.AC.H. 
das Geld aufP.S.K. 7547 212; Empfängerin „Unabhän- (Bachgasse 21) GRAZ: • Friedenswerkstatt (Paulustorgasse 3) • Dradiwaberl-Antiquariat (Zinzen- 
gige Initiative Informationsvielfalt“ eintragen! Das Abo dorfergasse) »Bücherstube (Prokopigasse 16) LINZ: • Alternativladen (ZOllamtsstraße 20) »BH 
epdet automatisch nach Auslieferung von 10 oder 20 Alex (Hauptplatz) INNSBRUCK: »Am Haven (Innrain 157) »BH Parnaß (Speckbacherstraße 21) 
Ausgaben, wenn es nicht rechtzeitig durch Neu-Einzah- • Caf6 Ultimatum (Dreiheiligenstraße 9) SCHWERTBERG (OÖ): • Kulturverein KANAL (Joseftal 21) 
lung verlängert wird. SCHWAZ IN TIROL: • „Dritte Welt Laden“ 

Änderungen Vorbehalten! Stand November 1990 




